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Editorial 

Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen,  

 

für die letzte Ausgabe der MHR in 2019 sind 
so viele Artikel zusammengekommen wie 
lange nicht mehr. Darüber freue ich mich 
sehr, zumal die Artikel auch die unterschied-
lichsten Themen ansprechen und sich damit 
eine sehr vielfältige Ausgabe gestalten ließ. 

Ein Fokus dieser Ausgabe liegt auf der 
Staatsanwaltschaft. Hier erfahren Sie zum 
einen historisches: Unser Kollege Carsten 
Rinio stellt uns in seinem Artikel die Ge-
schichte der Staatsanwaltschaft von ihrer 
Errichtung im Jahr 1869 bis in die heutige 
Zeit dar. Über eine so lange Zeit gibt es na-
turgemäß einiges zu berichten, so dass die-
ser Artikel in zwei Teilen erscheint; den zwei-
ten Teil lesen Sie in der nächsten Ausgabe 
der MHR. 

Zum anderen widmet sich diese Ausgabe der 
MHR auch einem aktuellen Thema, welches 
unlängst im Zusammenhang mit der Ent-
scheidung des EuGH zum europäischen 
Haftbefehl aufgeflammt ist: der Unabhängig-
keit der Staatsanwaltschaft. Hierzu finden 
Sie einen Redebeitrag von GenStA Dr. Fröh-
lich sowie einen Hinweis auf eine Diskussi-
onsveranstaltung zu dieser Problematik.  

Weiterhin finden Sie einen Bericht über eine 
Aktion des Hamburgischen Richtervereins 
aus Anlass des Jahrestages der Reichspo-
gromnacht am 9. November. Der Hamburgi-
sche Richterverein hat diesen Tag zum An-
lass genommen, die vor dem Ziviljustizge-
bäude verlegten Stolpersteine zu reinigen 
und zu schmücken. 

Ferner enthält diese Ausgabe der MHR auch 
etwas für die Leser, die gerne in die Ferne 
schweifen. Unser Kollege Mats-Ole Eckardt 
informiert uns über die diesjährige Assesso-
renreise nach Madrid. Weiterhin informiert 
uns unser Kollege Matthias Steinmann über 
das Deutsch-Chinesische Institut für Wirt-

schaftsrecht in Nanjing und vermittelt dabei 
auch einen Einblick in das Leben in China.  

Nicht zu kurz kommen darf natürlich auch die 
Kultur: neben einem Bericht über das Bü-
cherjournal von und mit Annemarie Stolten-
berg finden Sie einen Hinweis auf eine weite-
re Veranstaltung des Hamburgischen Rich-
tervereins: einen Malwettbewerb für Kinder 
und Jugendliche bis 16 Jahren. 

Daneben finden Sie weitere spannende Arti-
kel etwa zur Kraft der Sprache oder zu Form-
fragen im Zusammenhang mit der Errichtung 
von Vollmachten für eine Grundstücksveräu-
ßerung. 

Redaktionsschluss für die MHR 1/2020 ist 
der 28.02.2019. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wün-
sche Ihnen viel Freude beim Lesen dieser 
Ausgabe der MHR, ein schönes Weihnachts-
fest und einen guten Rutsch in das Jahr 
2020.  

Herzliche Grüße 

Ihr Tim Lanzius 

RiAG Dr. Tim Lanzius 
AG Hamburg-St. Georg, Abt. 912 
Tel.: 040 / 4013 8175  
E-Mail: Tim.Lanzius@ag.justiz.hamburg.de 
 
 

 



MHR 4/2019 3 

150 Jahre Staatsanwaltschaft 
Hamburg 

In diesem Jahr ist die Staatsanwaltschaft 
Hamburg 150 Jahre alt geworden. Der Weg 
bis zu ihrer Einrichtung war jedoch lang und 
mühsam. Noch im Jahr 1842 war der 
Wunsch einer mit 500 Unterschriften verse-
henen Bürgerpetition, einen Reformentwurf 
für ein mündliches und öffentliches Anklage-
verfahren mit Staatsanwaltschaft vorzulegen, 
an der Weigerung des Hamburger Senats 
gescheitert. Immerhin setzte der Senat im 
Jahr 1844 eine Kommission ein, die Entwürfe 
neuer Gesetzbücher zur Reform des Straf-
verfahrens vorbereiten sollte1. Es sollte aller-
dings noch ein weiteres Vierteljahrhundert 
dauern, bis in Hamburg tatsächlich eine 
Staatsanwaltschaft eingerichtet wurde. 

1869 - 1879 

Der 01.09.1869 kann als „Geburtstag“ der 
Staatsanwaltschaft Hamburg bezeichnet 
werden. An jenem Tag traten als Ergebnis 
eines sich insgesamt über neun Jahre hin-
ziehenden legislatorischen Verfahrens die 
hamburgischen Gesetze zur Reform des 
Strafverfahrens vom 30.04.1869 in Kraft2. 
Hierzu zählten etwa das „Gesetz betreffend 
Änderungen in der Gerichtsverfassung be-
hufs Einführung des öffentlichen-mündlichen 
Anklageverfahrens in Strafsachen“ sowie die 
„Strafproceßordnung“3. Nach § 6 dieser 
StPO hatte der Staatsanwalt das Amt der 
öffentlichen Ankläger wahrzunehmen, soweit 
nicht nach §§ 7, 8 eine Zuständigkeit der Po-
lizei- oder der Verwaltungsbehörde gegeben 
war. Der Staatsanwalt stand unter der Auf-
sicht des Senats, und hatte, wenn dieser ihm 
in Bezug auf seine amtliche Tätigkeit Wei-

1 Mittermaier, Die Mündlichkeit, das Anklageprinzip, die 
Oeffentlichkeit und das Geschwornengericht in ihrer 
Durchführung in den verschiedenen Gesetzgebungen 
(1845, Nachdruck 1970), S. 182 ff. 

2 Bekanntmachung, betreffend das Inkrafttreten der am 30. 
April 1869 publicirten Gesetze wegen Reform des Straf-
verfahrens, in: Gesetzsammlung der Freien und Hanse-
stadt Hamburg 1869, S. 222 f.; Wohlers, Entstehung und 
Funktion der Staatsanwaltschaft (1994), S. 140 f. 

3 Gesetzsammlung der Freien und Hansestadt Hamburg 
1869, S. 45 ff., 55 ff. 

sungen erteilte, diesen Folge zu leisten. Im 
Übrigen hatte er sein Amt selbstständig zu 
führen. Zu den Einstellungsvoraussetzungen 
und den Beschäftigungsbedingungen be-
stimmte § 4 des Gerichtsverfassungsände-
rungsgesetzes, dass der Staatsanwalt die 
Bedingungen der Zulassung zur Rechtsan-
waltschaft („Advocatur“) erfüllen musste, 
während seiner Amtsdauer keine Privatpra-
xis ausüben durfte, einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist unterlag und ein Gehalt von 
8.000 Courantmark bezog. Nach § 6 des 
Gesetzes wurden dem Staatsanwalt aus 
dem Kreis der „hieselbst zugelassenen Ad-
vocaten“ zur Unterstützung ein oder mehrere 
Stellvertreter zur Seite gestellt. Überdies 
wurde der Staatsanwalt durch den Senat 
vereidigt4. 

Der erste Hamburger 
Staatsanwalt war Otto 
Samuel Ludwig Mittel-
städt. Mittelstädt (Foto 
links), der die polnische 
Sprache beherrschte, 
war zunächst ab Juni 
1860 unentgeltlich bei 
der Staatsanwaltschaft 
Posen beschäftigt und 

1862, zunächst ebenfalls unentgeltlich, als 
Staatsanwalt beim Stadtgericht Berlin einge-
setzt worden. Bei den Polenprozessen 
1863/64 vertrat er die Anklage beim Stadtge-
richt Berlin. Ab Juli 1864 wurde ihm ein Jah-
resgehalt von 600 Talern bewilligt. Im März 
1866 wurde Mittelstädt planmäßiger Staats-
anwalt beim Stadtgericht Berlin und wechsel-
te am 01.09.1867 zur neu geschaffenen 

4 Die Eidesformel lautete: „Ich gelobe und schwöre zu Gott 
dem Allmächtigen, daß ich als Staatsanwalt dies mein 
Amt mit der größten Gewissenhaftigkeit, Sorgfalt und 
Thätigkeit verwalten, aller Advocatur in hiesigen Gerich-
ten und aller juristischen Praxis sowohl direct als indirect 
mich enthalten, alle zu meiner Kenntniß kommenden 
Vergehen und Verbrechen vor den zuständigen Gerichten 
nach den Bestimmungen der Strafproceßordnung verfol-
gen oder durch meine Substituten verfolgen lassen, mich 
durch keine Freundschaft oder Feindschaft dabei beein-
flussen lassen, von keinem bei der Verfolgung eines Ver-
gehens oder Verbrechens direct oder indirect Betheiligten 
ein Geschenk annehmen, und überhaupt die mir durch die 
beikommenden Gesetze auferlegten Pflichten getreulich 
erfüllen will.“ 
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Staatsanwaltschaft beim Kreisgericht Altona, 
bevor er 1869 in Hamburg Leiter der Staats-
anwaltschaft wurde5. Mittelstädt scheint es in 
Hamburg im Großen und Ganzen gut gefal-
len zu haben. So schrieb er in seinen 1938 
erschienenen „Lebenserinnerungen“6: „Trotz 
mancherlei unerquicklicher Erfahrungen, die 
im unvermeidlichen Gang menschlicher Ver-
hältnisse auch mir nicht erspart geblieben 
sind, preise ich auch heute noch meine 
Hamburger Zeit als die glücklichste, die mir 
im Laufe meines langen Lebens beschieden 
gewesen ist.“ Mittelstädt widerstand auch der 
Versuchung, zum Oberappellationsgericht in 
Lübeck zu wechseln, denn: „Die angestreng-
te, persönlich verantwortliche, aber mannig-
fach anregende staatsanwaltliche Tätigkeit 
sagte mir damals entschieden mehr zu, als 
das stille richterliche Walten.“ 

In Hamburg bestand die Staatsanwaltschaft 
letztlich aus einem Oberstaatsanwalt, zwei 
Staatsanwälten und zwei stellvertretenden 
Staatsanwälten. Daneben war seit 1875 eine 
Polizei-Anwaltschaft vorhanden mit einem 
Juristen als Polizei-Anwalt. Als dessen Ver-
treter war zunächst ein Inspektor der Krimi-
nalpolizei, später ein Jurist als Polizei-
Anwaltsgehilfe tätig. Dem Polizei-Anwalt ob-
lag die Bearbeitung der Polizeigerichtssa-
chen. Er unterstand der Dienstaufsicht des 
Oberstaatsanwalts. Die Staatsanwaltschaft 
bearbeitete alle übrigen Sachen und nahm 
die Termine vor dem Strafgericht, dem 
Schwurgericht, dem Obergericht und dem 
Oberappellationsgericht wahr7. 

Nachfolger Mittelstädts wurde Dr. Eugen Ju-
lius Theodor Braband. Dr. Braband hatte 
1866 in Jena promoviert und sich im selben 
Jahr in Hamburg als Anwalt niedergelassen. 
1870 wechselte er in den hamburgischen 
Staatsdienst und wurde Staatsanwalt, bevor 
er im Juli 1876 Oberstaatsanwalt wurde, 

5 Ausführlich zu Mittelstädts Werdegang Hattenhauer in: 
Wirkungen europäischer Rechtskultur, Festschrift für 
Karl Kroeschell (1997), S. 327 ff. 

6 Auszugsweise abgedruckt bei Otto, MHR 2/1994, S. 7, 
MHR 3/1994, S. 21, MHR 4/1994, S. 17. 

7 Drescher, in: Rothenberger (Hrsg.), Das Hanseatische 
Oberlandesgericht. Festschrift zu seinem 60jährigen Be-
stehen (1939), S. 256. 

nachdem sein Amtsvorgänger Mittelstädt als 
Rat zum Obergericht Hamburg gewechselt 
war. 

1879 - 1933 

Nach dem In-Kraft-Treten der Reichsjustiz-
gesetze am 01.10.1879 gab es in Hamburg 
eine Staatsanwaltschaft und eine General-
staatsanwaltschaft, deren gemeinsamer Lei-
ter der Oberstaatsanwalt bei dem Oberlan-
desgericht war. Er bezog eine Besoldung in 
Höhe von 11.520 Reichsmark, die aus dem 
gemeinschaftlichen Haushalt des Oberlan-
desgerichts bezahlt wurde. 

Der erste Oberstaatsanwalt bei dem Ober-
landesgericht wurde der bisherige Ober-
staatsanwalt Dr. Braband. Sein Amt als Lei-
ter der Hamburger Staatsanwaltschaften üb-
te Dr. Braband bis zum 16.03.1887 aus, als 
er für den verstorbenen Gustav Heinrich Kir-
chenpauer in den Senat gewählt wurde8. 

Sein Nachfolger wurde am 22.04.1887 der 
bisherige Staatsanwalt Dr. Carl Hermann 
August Hirsch. Dr. Hirsch war zunächst ab 
März 1869 als Rechtsanwalt tätig gewesen, 
bevor er im August 1876 zum Staatsanwalt 
ernannt wurde. Am 01.03.1880 wurde er Ver-
treter des Oberstaatsanwalts. Dr. Hirsch war 
allerdings keine lange Amtszeit als Leiter der 
Staatsanwaltschaft Hamburg beschieden, da 
er bereits nach drei Jahren seiner Tätigkeit 
ganz überraschend am 21.06.1890 starb. 

Sein Nachfolger wurde am 
08.08.1890 Staatsanwalt 
Richard Julius Alexander 
Keßler (Foto links), der 
zunächst als Assessor im 
Justizministerium in Berlin 
aushilfsweise mit der Be-
arbeitung von Gnadensa-

chen beschäftigt gewesen war, danach ab 
dem 01.12.1880 als Staatsanwalt in Elbing 
und sodann ab dem 01.01.1883 als Land-

8 Drescher (o. Fußn. 7), S. 257; Wikipedia: „Theodor 
Braband“ (wo allerdings die Beförderung zum Ober-
staatsanwalt auf das Jahr 1877 datiert wird), abgerufen am 
18.07.2019. 
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richter in Lüneburg tätig gewesen war9. Am 
19.06.1885 wurde Keßler schließlich zum 
Staatsanwalt in Hamburg ernannt, was für 
ihn auch mit einer deutlichen finanziellen 
Verbesserung verbunden war. Die Wahl 
Keßlers zum Leiter der Staatsanwaltschaft 
Hamburg wurde von dem Chef der Justiz-
verwaltung, Dr. Gustav Hertz, mit den Wor-
ten befürwortet: „Seine [Keßlers] bisherige 
Amtsführung hat bewiesen, daß er sein Amt 
in der richtigen und wünschenswerthen Wei-
se auffaßt; weder hat er Neigung, an sich 
unschuldige Handlungen, noch sieht er es 
als seine Aufgabe an, den Angeklagten par-
teiisch gegenüber zu treten und vor Allem 
eine Verurtheilung anzustreben. Vielmehr 
wird seine Unparteilichkeit und die Gewis-
senhaftigkeit, mit der er auch die Entlas-
tungsmomente in Erwägung zieht, rühmend 
hervorgehoben. An Ernst und Strenge bei 
der Verfolgung der als schuldig Erkannten 
lässt er es andererseits nicht fehlen.“ 

Keßler war es, der während seiner Amtszeit 
einen Fall vor Gericht brachte, der zum ers-
ten Gerichtsurteil zum Selbstbestimmungs-
recht von Patienten in Deutschland führte. 
Der Oberarzt der chirurgischen Abteilung des 
Vereinshospitals in Hamburg hatte bei einem 
7jährigen Mädchen einen Vorfuß amputiert, 
was zur Ausheilung der bei dem Mädchen 
bestehenden Knochentuberkulose führte. 
Der Vater des Mädchens, der als Anhänger 
der sogenannten Naturheilkunde ein grund-
sätzlicher Gegner der Chirurgie war, hatte 
allerdings zuvor jeglicher Operation wider-
sprochen. Das Landgericht Hamburg sprach 
den Arzt frei, das Reichsgericht hob das Ur-
teil jedoch auf und verwies die Sache zu-
rück10, bevor der Mediziner erneut, und 
diesmal endgültig, freigesprochen wurde.  

Die Staatsanwaltschaft, die seinerzeit noch 
im Strafjustizgebäude untergebracht war, 
war zu jener Zeit noch von sehr überschau-
barer Größe. Neben ihrem Leiter, Ober-

9 Zu Keßler ausführlich Hauschild-Thiessen in: Hamburgi-
sche Geschichts- und Heimatblätter, Band 13 (1992-
1997), S. 185 ff. 

10 Urteil vom 31.05.1894, RGSt 25, 375; siehe zu diesem 
Fall Wolf-Braun in: Deter (Hrsg.): Die Arzt-Patient-
Beziehung in der modernen Medizin (2010), S. 86, 96 f. 

staatsanwalt Keßler, waren dort im Jahr 
1897 lediglich noch weitere neun Staatsan-
wälte beschäftigt, von denen zwei später üb-
rigens selbst Leiter der landgerichtlichen 
Staatsanwaltschaft wurden. Daneben be-
stand eine Staatsanwaltschaft beim Amtsge-
richt Hamburg, die aus fünf Amtsanwälten 
bestand11. 

Keßler starb am 15.06.1908 infolge Herz-
schlages an seinem Schreibtisch im Strafjus-
tizgebäude. 

Nachfolger Keßlers wurde am 15.07.1908 
der aus dem preußischen Justizdienst her-
vorgegangene Oberstaatsanwalt Ernst Karl 
Friedrich Irrmann. Irrmann war im Juni 1892 
in Hamburg zum Staatsanwalt ernannt wor-
den. Im Jahr 1903 wurde er Vertreter des 
Oberstaatsanwalts. Irrmann verstarb jedoch 
bereits nach 4 ¼ Jahren seiner Tätigkeit als 
Behördenleiter am 30.10.1912 nach einer 
Operation12. 

Nach dem Tode Irrmanns 
wurde am 01.12.1912 Dr. 
August Joseph Theodor 
Schön (Foto links) dessen 
Nachfolger. Dr. Schön war 
zunächst 1891 als 
Rechtsanwalt zugelassen 
worden, wurde jedoch 
schon im Jahr 1892 

Staatsanwaltsgehilfe und schließlich 1893 
Staatsanwalt. 1900 trat er vorübergehend als 
Rat zur Polizeibehörde über, kehrte aller-
dings bereits im Jahr 1901 zur Staatsanwalt-
schaft zurück und war seit 1908 als ständiger 
Vertreter des Oberstaatsanwalts tätig. Im 
Jahr 1920 erhielt er die Amtsbezeichnung 
„Generalstaatsanwalt“. 

Sein Amt hatte Dr. Schön jedoch nicht lange 
inne. Im April 1921 erschien in der Wochen-
schrift „Hamburger Warte“ ein Aufsatz des 
Hauptschriftleiters Friedrich Carl Holtz mit 
dem Titel: „Das rote Feuer“. In diesem Artikel 

11 Hamburgisches Staats-Handbuch für 1897, S. 75. 
12 Drescher (o. Fußn. 7), S. 257.; Hamburgischer Corres-

pondent vom 31.10.1912, Hamburger Nachrichten vom 
31.10.1912 (Staatsarchiv Hamburg, 731-8_A 759). 
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wurde der damalige sozialdemokratische 
hamburgische Polizeisenator Karl Hense 
heftig angegriffen, wobei ihm insbesondere 
vorgeworfen wurde, die Bevölkerung wis-
sentlich belogen zu haben. So hieß es in 
dem Artikel13: 

„In Hamburg wird die Polizeibehörde durch 
den Genossen Karl Hense regiert. (…) Ich 
habe den Polizeiherrn wiederholt in der 
„Hamburger Warte“ beschuldigt, die Bevölke-
rung in Angelegenheiten der Roten 
Kampforganisation wissentlich belogen zu 
haben. Ich wiederhole heute diese Beschul-
digung und frage die Hamburgische Bevölke-
rung, ob sie sich einen Polizeiherrn, der um 
parteipolitischer Interessen willen die Unter-
suchung in einer hochwichtigen Angelegen-
heit in laxer Weise führen läßt, und der Be-
völkerung vorlügt, „es sei alles nicht wahr“, 
noch länger gefallen läßt.“ 

Unmittelbar nach Erscheinen dieses Artikels 
wurde Dr. Schön durch den damaligen Jus-
tizsenator Dr. Arnold Nöldeke angewiesen, 
ein Strafverfahren gegen Holtz einzuleiten 
und in der Hauptverhandlung „eine empfind-
liche Freiheitsstrafe zu beantragen“. In der 
Folge entspann sich ein längerer Schrift-
wechsel zwischen Justizverwaltung und Ge-
neralstaatsanwalt über die Reichweite des 
Weisungsrechts der Justizverwaltung. Diese 
vertrat den Standpunkt, das Weisungsrecht 
umfasse auch das Strafmaß, der General-
staatsanwalt war anderer Ansicht und sah 
sich insbesondere außerstande, die Anwei-
sung der Justizverwaltung ohne Einschrän-
kung an den Terminsvertreter weiterzuge-
ben. Dies führte dazu, dass er beauftragt 
wurde, den Hauptverhandlungstermin selbst 
wahrzunehmen. Dr. Schön kam dieser An-
weisung nach, beantragte in der Sitzung je-
doch lediglich eine Geldstrafe in Höhe von 
3.000 Reichsmark, während das Gericht eine 
solche von 5.000 Reichsmark verhängte (al-
so auch nicht auf eine Freiheitsstrafe erkann-
te!). Dieser Vorfall führte dazu, dass Dr. 
Schön durch Beschluss der Senate der drei 
freien Hansestädte Hamburg, Bremen und 
Lübeck am 09.09.1921 „im Interesse des 

13 Holtz, Hamburger Warte Nr. 13 (April 1921), S. 1. 

Dienstes“ zunächst einstweilig in den Ruhe-
stand versetzt wurde, bevor er dann im No-
vember 1929 in den endgültigen Ruhestand 
versetzt wurde14. 

Nachfolger von Dr. 
Schön wurde am 
20.11.1921 Dr. Franz 
Lang (Foto links). Dr. 
Lang, der zuvor im bay-
erischen Justizministe-
rium tätig gewesen war, 
wurde 1914 als Asses-
sor in den hamburgi-

schen Justizdienst übernommen und dort 
zunächst als Landrichter eingesetzt. 1920 
wurde er Oberregierungsrat bei der Landes-
justizverwaltung. Dr. Lang erwarb sich in sei-
nem Amt als Generalstaatsanwalt wegen 
seiner sachlichen Einstellung und seiner Ob-
jektivität hohes Ansehen. Als erklärter Geg-
ner der NSDAP war er jedoch den national-
sozialistischen Machthabern ein Dorn im Au-
ge. So ist es nicht erstaunlich, dass er eines 
der ersten Opfer der personellen Gleich-
schaltung in der Hamburger Justiz wurde: 
Am 25.03.1933 führte der hamburgische Jus-
tizsenator Curt Rothenberger, der erst weni-
ge Wochen zuvor zum Senator ernannt wor-
den war, mit Dr. Lang ein Gespräch und 
stellte ihn dabei vor die Alternative, entweder 
einstweilig in den Ruhestand versetzt zu 
werden oder nach einer Beurlaubung auf die 
Stelle eines Oberlandesgerichtsrats zu 
wechseln. Daraufhin bat Dr. Lang noch am 
selben Tag schriftlich um seine Beurlaubung, 
der am 27.03.1933 entsprochen wurde15.  

14 Drescher (o. Fußn. 7), S. 258. 
15 Morisse, Ausgrenzung und Verfolgung der Hamburger 

jüdischen Juristen im Nationalsozialismus, Band 2 
(2013), S. 24 f. (dort auch das Foto); Bästlein in: Justiz-
behörde Hamburg (Hrsg.), „Für Führer, Volk und Vater-
land“ (1992), S. 74, 96; siehe auch Johe, Die gleichge-
schaltete Justiz (1967), S. 65, wo das Beurlaubungsge-
such Dr. Langs indes auf den 27.03.1933 datiert wird. 
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1933 – 1945 

Ebenfalls am 27.03.1933 wurde Oberlandes-
gerichtsrat Dr. Erich Drescher mit der Wahr-
nehmung der Geschäfte des Generalstaats-
anwalts beauftragt, bevor am 24.04.1933 
seine endgültige Ernennung zum General-
staatsanwalt erfolgte. Dr. Drescher war zuvor 
zunächst ab dem 06.01.1913 Staatsanwalt, 
ab dem 01.04.1921 Richter am Amtsgericht 
und ab dem 01.02.1929 Oberlandesgerichts-
rat am Patentsenat des Hanseatischen Ober-
landesgerichts gewesen16.  

Mit dem In-Kraft-Treten des „Dritten Geset-
zes zur Überleitung der Rechtspflege auf das 
Reich vom 24.01.1935 zum 01.04.1935 wur-
de sodann die sogenannte „Verreichlichung 
der Justiz“ abgeschlossen, die den Aufbau 
einer zentralisierten Justizverwaltung und die 
Beseitigung der Justizhoheit der Länder be-
inhaltete. Hiermit war die Justiz unter Bruch 
mit der bisherigen Tradition als Teil des 
„Führerstaates“ strukturell umorganisiert 
worden. Dem Reichsjustizministerium unter-
standen danach nicht nur der Oberreichsan-
walt beim Reichsgericht und der Oberreichs-
anwalt beim Volksgerichtshof, sondern auch 
sämtliche Generalstaatsanwälte. Bereits zu-
vor waren, insbesondere durch mehrere All-
gemeine Verfügungen des Reichsjustizminis-
ters vom 18.12.1934, der Aufbau der Staats-
anwaltschaft, ihre Gliederung, die Aufsicht 
und Leitung sowie die Geschäftsverteilung 
im gesamten Reicht einheitlich geregelt wor-
den. So war in der Dritten AV vom 
18.12.1934 festgelegt worden, dass die Ge-
schäfte der Staatsanwaltschaft durch die 
Generalstaatsanwälte und die Oberstaats-
anwälte bei den Landgerichten wahrgenom-
men und die Behördenleiter durch die plan-
mäßig angestellten Staatsanwälte „unter-
stützt“ werden17. Seit dem 01.04.1935 hatten 
auch in Hamburg Staatsanwaltschaft und 
Generalstaatsanwaltschaft danach erstmals 
jeweils einen eigenen Leiter. In der Folgezeit 
wurden bis zum Ende des Dritten Reiches 

16 Wikipedia: „Erich Drescher (Jurist)“, abgerufen am 
06.08.2019; ferner: Ehlers, MHR 4/2013, S. 12, 14. 

17 Carsten/Rautenberg, Die Geschichte der Staatsanwalt-
schaft in Deutschland bis zur Gegenwart. 3. Auflage 
2015, S. 187 ff. m.w.N.  

nicht nur in Hamburg die Machtbefugnisse 
der Staatsanwaltschaften gegenüber den 
Gerichten immer stärker erweitert, um ent-
sprechenden nationalsozialistischen Refor-
mintentionen Rechnung zu tragen18. 

Leiter der landgerichtli-
chen Staatsanwaltschaft 
wurde Oberstaatsanwalt 
Dr. August Schuberth 
(Foto links). Dr. Schu-
berth war am 10.12.1920 
in Hamburg zum Staats-
anwalt und am 
16.09.1933 zum Ober-
staatsanwalt ernannt 

worden. Im Mai 1933 war er in die NSDAP 
und in den NS-Rechtswahrerbund eingetre-
ten. Am 11.09.1945 wurde er auf Anordnung 
der Militärregierung mit sofortiger Wirkung 
aus dem Beamtenverhältnis entlassen, bevor 
die Militärregierung mit Verfügung vom 
26.02.1946 seine Versetzung in den Ruhe-
stand ab 01.03.1946 genehmigte19. Während 
des Zweiten Weltkrieges setzte sich Dr. 
Schuberth, allerdings erfolglos, für eine Mo-
difizierung der Bestimmungen über Wieder-
aufnahmeanträge gegen Urteile der Sonder-
gerichte ein20. 

Am 03.05.1945 marschieren die britischen 
Streitkräfte in Hamburg ein. Nur wenige Wo-
chen vorher, nämlich am 12.04.1945, hatte 
Dr. Schuberth angeordnet, zahlreiche Akten 
zu vernichten, um so die Beteiligung der Jus-
tiz an den Verbrechen des NS-Regimes nach 
Möglichkeit zu vertuschen. Hierzu zählten 
insbesondere sämtliche „geschichtlich wert-
vollen Akten“, die Akten politischer Fälle so-
wie die Akten von Verfahren wegen Delikten, 
die nach der Volksschädlings- und Gewalt-
verbrecherverordnung abgeurteilt worden 

18 Siehe hierzu im Einzelnen Carsten/Rautenberg (o. Fußn. 
17), S. 218 ff. 
19 Staatsarchiv Hamburg, 241-2_A 3762; siehe auch 

Susanne Heim (Hrsg.), Die Verfolgung und Ermordung 
der europäischen Juden durch das nationalsozialistische 
Deutschland 1933 - 1945, Band 2: Deutsches Reich 1938 
– August 1939 (2009), S. 815.

20 Johe (o. Fußn. 15), S. 101 f. 
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sind21. Dem vorausgegangen war ein Erlass 
des damaligen Reichsinnenministers Hein-
rich Himmler vom 12.10.1944 zum „Verhal-
ten der Behörden bei Feindbesetzung“. Hier-
nach waren die Behördenleiter dafür verant-
wortlich, „dass bei drohendem Feindeinbruch 
alle wichtigen Akten, insbesondere solcher 
geheimer oder politischer Art und solche, die 
für den Feind von Bedeutung für seine 
Kriegsführung sein können, vernichtet wer-
den“. 

Carsten Rinio 

Der Beitrag wird im nächsten Heft fortge-
setzt.  

21 Generalakte 1452 (StA); die Anordnung Schuberths ist 
auszugsweise abgedruckt bei Schmitz/Lassen/Bästlein in: 
Justizbehörde (o. Fußn. 15), S. 432. 

Redebeitrag von GenStA Dr. 
Fröhlich in der Sitzung des 
Ausschusses für Justiz und 

Datenschutz der Bürgerschaft 
der Freien und Hansestadt 
Hamburg vom 28.11.2019 

TOP 1: SKA über die Äußerungen des 
Hamburger Generalstaatsanwalts im 
Hamburger Abendblatt vom 16. Oktober 
2019 zur Stellung der Staatsanwaltschaft 

Am 09. Oktober 2019 hatte ich ein Gespräch 
mit einer Journalistin des Hamburger Abend-
blatts. Wesentlicher Inhalt dieses Gesprächs 
war die Einbindung der deutschen Staatsan-
waltschaften in den Gewaltentrias der Ver-
fassung. Die Frage beschäftigt die Strafjustiz 
schon seit Jahrzehnten. Für die Staatsan-
waltschaft selbst ist sie konstitutiv und sicher 
eine der meist diskutierten Themen über-
haupt.  

Jüngst wieder Nahrung erhielt die Problema-
tik im Mai 2019 durch die Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur Aus-
stellung eines Europäischen Haftbefehls. Der 
EuGH hatte für Recht erkannt, dass deut-
sche Staatsanwaltschaften nicht befugt sei-
en, derartige Haftbefehle eigenverantwortlich 
auszustellen, weil die praktische Gefahr be-
stehe, dass sie unmittelbar oder mittelbar 
Anordnungen der Exekutive, also etwa eines 
Justizministers oder Justizsenators, unter-
worfen seien. Die Entscheidung kam insofern 
nicht überraschend, als im April 2019 bereits 
der Generalanwalt beim EuGH entsprechend 
votiert hatte und von daher eigentlich jeder 
hätte vorgewarnt sein müssen. Gleichwohl 
war die Nachricht ein Schock. Zu lange 
schon hatte man sich hierzulande offenbar 
damit abgefunden, dass die Staatsanwalt-
schaften zwar fortwährend über mangelnde 
Unabhängigkeit klagen, nennenswerte Fol-
gen daraus aber nicht erwachsen.   

Das war nun anders: Auf einer ersten Ebene 
mussten Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte zunächst in großer Eile versuchen, für 
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ihre internationalen Festnahmeersuchen im 
Nachhinein noch richterliche Unterschriften 
zu bekommen, und das, obwohl der zugrun-
de liegende Haftbefehl meist schon von ei-
nem Gericht stammte. Der damit verbundene 
Imageverlust nach innen und außen lässt 
sich kaum in Worte fassen. Auf einer zweiten 
Ebene galt es das Zuständigkeitschaos zu 
beseitigen, welches dadurch entstand, dass 
manche Gerichte sich weigerten, Europäi-
sche Haftbefehle ohne konkrete Rechts-
grundlage und Vorgaben zu Verfahrensab-
läufen zu erlassen. Die hiernach vorhandene 
Unsicherheit führte und führt im Einzelfall 
auch jetzt noch zu Verzögerungen. Und letzt-
lich bleibt für alle Beteiligten auf einer dritten 
Ebene abzuwarten, wie sich die Entschei-
dung des EuGH auf weitere Instrumente der 
gegenseitigen Anerkennung, etwa die Euro-
päische Ermittlungsanordnung, auswirkt, de-
ren uneingeschränkte Geltung nun zumin-
dest gleichermaßen fraglich ist. Einige EU-
Mitgliedstaaten haben sogar angekündigt, 
mit den „politisch unterwanderten“ deutschen 
Staatsanwaltschaften nicht mehr vorbehalt-
los zusammenarbeiten zu können, darunter 
auch solche, deren Rechtsstandards deutlich 
hinter den unsrigen zurückbleiben.  

Eine unmittelbare oder mittelbare Gefähr-
dung der strafrechtlichen Sachentscheidung 
bedeutet aber auch, dass nicht nur das sym-
bolhafte externe Weisungsrecht des § 147 
Nr. 2 GVG, sondern die gesamte „Doppelrol-
le“ der deutschen Staatsanwaltschaften, res-
pektive deren Zugehörigkeit zur Exekutive, 
auf dem Prüfstand steht. Der Öffentlichkeit 
blieb dies bislang verborgen. Auch nur weni-
ge politische Parteien scheinen an dem 
Thema interessiert zu sein, in Hamburg zu-
letzt einzig die CDU. Demgegenüber setzen 
sich juristische Berufsverbände wie der 
Deutsche Richterbund nach vergeblichen 
früheren Anläufen jetzt erst recht für Selbst-
verwaltungsstrukturen bei den Staatsanwalt-
schaften ein. In einer Pressemitteilung vom 
23. Oktober 2019 hat daran anknüpfend in-
zwischen auch der Hamburgische Richter-
verein eine weisungsunabhängige Staatsan-
waltschaft gefordert, die der Judikative zuzu-
rechnen ist. Alle übrigen Landesverbände
dürften sich dieser Position alsbald anschlie-

ßen. Etliche Veranstaltungen hierzu befinden 
sich bereits in Vorbereitung.  

Ich persönlich streite seit Beginn meiner 
mehr als 30-jährigen Berufslaufbahn in der 
Strafjustiz ebenfalls für ein Primat der Judi-
kative. Nach meiner Auffassung können nur 
Staatsanwaltschaft und Gericht gemeinsam 
einen flächendeckenden Anspruch auf Jus-
tizgewährung erfüllen, und zwar auch nur 
dann, wenn man der in Art. 97 GG verbrief-
ten Unabhängigkeit der dritten Gewalt eine 
der staatsanwaltschaftlichen Sonderrolle im 
Wesentlichen ebenbürtige Unabhängigkeit 
hinzufügt. Sie würde der gemeinsamen Aus-
bildung und dem juristischen Leitbild ent-
sprechen, dem Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte seit 
jeher dienen. Überdies hätte eine Zugehörig-
keit zur Judikative den Vorteil, dass sich die 
Staatsanwaltschaften besser auf ihre originä-
ren gesetzlichen Aufgaben konzentrieren 
könnten, als da wären: Strafverfolgung und 
Strafvollstreckung.  

Wenn man sich fragt, warum der Gesetzge-
ber diesen schlüssigen Weg noch nicht be-
schritten hat, stößt man überwiegend auf 
verfassungsrechtliche Bedenken. Sie schei-
nen jedoch – mit Verlaub – nicht unüber-
windbar. Die anhaltende Reformresistenz der 
Legislative vermögen sie kaum zu erklären. 
Es ist verfassungsrechtlich mitnichten gebo-
ten, der deutschen Staatsanwaltschaft eine 
„Doppelrolle“ zu verleihen und sie auch oder 
primär im Bereich der Exekutive anzusiedeln. 
Fast sämtliche EU-Mitgliedsstaaten lehren 
uns das Gegenteil. Bestandteil der Judikative 
(mit zum Teil unterschiedlichen Organisati-
onsformen) sind die Staatsanwaltschaften in 
Bulgarien, Estland, Finnland, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Kroatien, Lett-
land, Litauen, Portugal, Rumänien, Slowakei, 
Slowenien, Spanien, Schweden und – man 
höre und staune – Ungarn. Zumindest kein 
externes Weisungsrecht besteht fernerhin in 
Frankreich und Tschechien. Deutschland 
nimmt in dieser Tabelle einen Abstiegsrang 
ein.  

Die Themenignoranz muss demnach einen 
anderen Grund haben. Insofern hält sich 
hartnäckig das Gerücht, ein Kontrollverlust 
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gegenüber den Staatsanwaltschaften sei 
politisch gar nicht gewollt. Zitiert wird u.a. 
das Argument, das ich auch bei meinem Ge-
spräch mit dem Hamburger Abendblatt be-
nutzt habe. Es stammt wohlgemerkt nicht 
von mir, sondern aus juristischen Fachkrei-
sen, und betrifft das im gegenwärtigen Hie-
rarchiemodell verankerte und dort auch voll-
auf berechtigte Interesse von Regierenden, 
jederzeit exklusiv und uneingeschränkt an 
staatsanwaltschaftliche Informationen zu ge-
langen. Aufgrund ihrer partiellen Zuordnung 
zur Exekutive sind deutsche Staatsanwalt-
schaften nämlich zweifellos verpflichtet, ihrer 
obersten Dienstbehörde alle Daten über an-
hängige Ermittlungs-, Straf- und Vollstre-
ckungsverfahren zur Verfügung zu stellen, 
die diese zur Ausübung ihrer (auch politi-
schen) Tätigkeit braucht. So fordert es schon 
das beamtenrechtliche Treue-, Unterstüt-
zungs- und Loyalitätsprinzip. Strafprozessua-
le Normen und darauf basierende Dienstan-
weisungen konkretisieren die generelle Aus-
kunfts- zu einer förmlichen, „proaktiven“ Be-
richtspflicht, mittels derer die Landesjustiz-
verwaltungen ihrer Dienstaufsicht über die 
Staatsanwaltschaften nachkommen. Die In-
anspruchnahme der Berichtspflicht als sol-
che ist natürlich nicht rechtsmissbräuchlich. 
Sie verkörpert im Gegenteil geltendes Recht. 

Allerdings beruhen unsere Verfahrensaus-
künfte nun einmal auf Daten, die der Staats-
anwaltschaft ausschließlich zu justiziellen 
Zwecken anvertraut wurden. Sie verlassen 
ihren geschützten Raum zwar ordnungsge-
mäß auf dem Dienstweg, sind dann aber 
nicht mehr beherrschbar, sondern jedenfalls 
auch justizfremden, namentlich politischen 
Einflüssen ausgesetzt, da die Landesjustiz-
verwaltungen nun einmal auch politische In-
stitutionen sind. Damit ist weder gesagt, dass 
die weitere Verwendung von Strafdaten stets 
unlauter sein muss, noch dass überhaupt 
eine Nutzung für andere als dienstaufsichts-
rechtliche Zwecke erfolgt oder es an wirksa-
men Schutzvorkehrungen gegen Missbrauch 
fehlt. Objektiv betrachtet zeigt sich jedoch ein 
Dissens: Während die Staatsanwaltschaften 
in Sorge um eine Beeinträchtigung ihrer Er-
mittlungen oder der Verletzung von Persön-
lichkeitsrechten wenig bis gar keine Informa-

tionen an Dritte herausgeben möchten, exis-
tiert in der Politik ein nachvollziehbares Inte-
resse daran, möglichst viele solcher Informa-
tionen zu bekommen, handelt es sich doch 
regelmäßig um höchst öffentlichkeitsaffine 
Sachverhalte, die politisch von großer Be-
deutung sind. Solange man als Rechtsgrund 
für eine Informationsweitergabe die Aus-
übung von Dienstaufsicht angibt, bliebe fer-
nerhin zu klären, warum nicht schon die Prü-
fung aller Dienstgeschäfte durch den Gene-
ralstaatsanwalt und die – zumal externe – 
Rechtsprüfung unabhängiger Gerichte aus-
reichen soll. Und selbst eine weitere parla-
mentarische Kontrolle nach Art. 20 Abs. 3 
GG würde keineswegs zwingend eine Vora-
bunterrichtung der jeweiligen Landesjustiz-
verwaltung bedingen. Sie ergäbe sich allein 
aus der derzeitigen Behördenstruktur und – 
eben (!) – der Zuordnung der Staatsanwalt-
schaft zur Exekutive. 

Der deshalb insgesamt sehr breite Zwiespalt 
und die an verschiedenen Schnittstellen 
deutlich spürbare Rechtspflicht zur Koopera-
tion mit politischen Institutionen prägen und 
belasten die staatsanwaltliche „Doppelrolle“. 
Ihr ständiges Konfliktpotential führt im Alltag 
zu chronischen Dysbalancen und mindert 
das Leistungsvermögen ganz erheblich. 
Schon die externe Berichterstattung an sich 
ist streng genommen justizfern, weil sie kei-
ne originären justiziellen Aufgaben umfasst.  

Obwohl es mir betont nicht auf Hamburger 
Verhältnisse ankommt, möchte ich dennoch 
hervorheben, dass bei der Staatsanwalt-
schaft Hamburg nach grober Auswertung für 
das Jahr 2018 insgesamt 478 und für das 
Jahr 2019 bislang 270 schriftliche, zum Teil 
äußerst komplexe Berichte mit etlichen 
hochvertraulichen Anlagen registriert wur-
den. Zudem wurden im Jahr 2018 insgesamt 
267 und im Jahr 2019 bislang 224 Berichte 
erfasst, die anlässlich Schriftlicher Kleiner 
Anfragen aus der Bürgerschaft gefertigt wur-
den. Wollte man einen noch genaueren Ein-
druck von unserer Tätigkeit gewinnen, müss-
te man noch hunderte von schriftlichen oder 
mündlichen Sachstandsanfragen, die gleich-
falls als Berichtssache gelten, oder das Zah-
lenmaterial der Generalstaatsanwaltschaft 
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Hamburg berücksichtigen, wobei fast jede 
Auskunft in dem von mir geschilderten zu-
mindest auch politischen Kontext zu sehen 
ist.   

Das damit verbundene Gefühl vieler Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte, von ihrer 
eigentlichen Tätigkeit abgehalten und für jus-
tizfremde Zwecke „missbraucht“ zu werden, 
erscheint also plausibel, ebenso das Gefühl, 
zunehmend (Originalton) „für den Regie-
rungsapparat zu schuften“ und wegen per-
manent neuer Aufgaben – etwa in der Ver-
waltungs-, Medien- und Gremienarbeit – zu-
nehmend von der Landesjustizverwaltung 
vereinnahmt zu sein. Selbstverständlich 
steigt durch ein Mehr an Sachgemeinschaft 
und personeller Nähe auch die Gefahr einer 
jedenfalls mittelbaren politischen Einfluss-
nahme auf das Strafverfahren. Zudem wird 
es immer schwerer, der Öffentlichkeit zu 
vermitteln, dass sich Letzteres gerade nicht 
an politischen Regeln orientiert und die 
Staatsanwaltschaft gerade nicht politisiert ist.  

Auswege aus der Situation wurden bereits 
aufgezeigt. Sie erschöpfen sich keineswegs 
darin, das in Deutschland offiziell so gut wie 
nie bemühte externe Weisungsrecht einzu-
dämmen. Würde man nur dieses Ziel sehen, 
könnte man sich unbeschadet einer Ände-
rung des § 147 Nr. 2 GVG quasi sofort in 
einer Art Selbstbindung zur Nichtanwendung 
der Vorschrift verpflichten. Die Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen und 
andere haben uns das vorgemacht. Wiede-
rum andere haben für das externe Wei-
sungsrecht sehr eingehende formelle und 
materielle Voraussetzungen geschaffen, die 
im Ergebnis einer Nichtanwendung gleichen. 
Tatsächlich geht es hier jedoch nicht nur um 
Gesetzeskosmetik, sondern einen tiefgrei-
fenden rechtsstaatlichen Wandel. Die Ausei-
nandersetzung darüber ist voll entfacht. Sie 
muss lautstark, ehrlich und mit dem Ziel ei-
ner möglichst raschen Umsetzung von Auto-
nomiemodellen geführt werden. Ansonsten 
drohen wir uns eingedenk unserer zum Teil 
heftigen Kritik anderer Justizsysteme nicht 
nur in Europa lächerlich zu machen.  

In meiner Funktion als Generalstaatsanwalt 
spreche ich zu alledem bewusst abstrakt. 

Eine Einzelsachverhalte oder spezielle Vor-
kommnisse betreffende Äußerung wäre mir 
schon nach beamtenrechtlichen Maßstäben 
versagt. Im Übrigen war und ist es auch gar 
nicht meine Absicht, auf konkret strafwürdige 
oder rechtsmissbräuchliche Umstände, vor-
nehmlich in Hamburg, hinzuweisen. Würde 
ich solche feststellen, müsste ich ihnen kraft 
meines Amtes ohnehin nachgehen und dürf-
te es nicht dabei belassen, sie öffentlich zu 
beklagen. Da ich somit auch gar keine unzu-
lässige Einflussnahme der Politik auf hiesige 
Verfahren behaupte, erscheinen gegenläufi-
ge mediale Darstellungen eher sekundär. Ich 
bitte Sie vielmehr, mein Kernanliegen nicht 
aus dem Blick zu verlieren: Zum Erhalt ihrer 
Glaubwürdigkeit und zur Sicherung ihrer 
Funktionstüchtigkeit brauchen wir in 
Deutschland endlich vollauf unabhängige 
Staatsanwaltschaften. Es kann nicht sein, 
dass wir diesbezüglich stillhalten, bis uns 
weitere EuGH-Entscheidungen treffen.   

Veranstaltungshinweis 

Zu diesem Thema findet im Rahmen der 
Veranstaltungsreihe der Generalstaatsan-
waltschaft Hamburg „Zu Gast im Tower“ eine 
Diskussionsveranstaltung mit dem Titel  

„Die Unabhängigkeit der 
Staatsanwaltschaft (?)“ 

statt, und zwar: 

am Dienstag, 04. Februar 2020, 15.30 Uhr 

Konferenzraum 11.24 der Generalstaatsan-
waltschaft Hamburg 

Ludwig-Erhard-Str. 22, 20459 Hamburg 
(Tower am Michel, 11. Stock) 

Einlass ab 15.00 Uhr über den Empfang im Foyer 

Einführung: GenStA Dr. Fröhlich (Hamburg) 

Referent: RiinOLG Barbara Stockinger/ VRi-
OLG Joachim Lüblinghoff (Deutscher Rich-
terbund) 

Diskussionsleitung: VRiinLG Heike Hum-
melmeier (Hamburgischer Richterverein) 

Der Eintritt ist frei! Begleitpersonen und Referendare 
sind herzlich willkommen! Zum Ausklang steht für Sie 
ein kleines Getränk bereit. 
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Stolpersteine 

9. November - ein Schicksalstag in der Deut-
schen Geschichte, auch und nicht zuletzt der
Tag der Reichspogromnacht; der Tag, an
dem organisierte Nazitruppen jüdische Ge-
schäfte und Synagogen anzündeten, an dem
Juden gedemütigt, geschlagen, verhaftet
oder getötet wurden.

Der Hamburgische Richterverein nahm die-
sen Tag zum Anlass, um sich der vom Nazi-
regime ermordeten Kolleginnen und Kollegen 
zu erinnern. Männer und Frauen, die noch 
den Tag zuvor in der Kammerberatung, der 
Verhandlung, der Mittagsrunde, beim Kaffee 
oder beim Plausch auf dem Gang ein Teil 
der Justiz waren, und von einem Tag auf den 
anderen nicht mehr Kollegen genannt wer-
den sollten, die auf demütigende Weise aus 
ihren Ämtern gejagt wurden, die verfolgt, wie 
Vieh transportiert und ermordet wurden. Die 
Opfer sollen nicht vergessen werden:  

Heinrich Basch 

Paul Blumenthal 

Franz Daus 

Hermann Feiner 

Richard Hoffmann 

Kurt (Curt) Ledien 

Lambert Leopold 

Wilhelm Prochownick 

Alfred Rinteln 

Anna Rosenberg 

Walter Rudolphi 

Leonhard Stein 

Am 9.11.2019, einem trüben Samstagnach-
mittag, fanden sich über 20 Kolleginnen und 
Kollegen zusammen um dieser Opfer durch 
Reinigung und Schmückung der vor dem 
Ziviljustizgebäude verlegten Stolpersteine zu 
gedenken – mit einem würdigen Ergebnis:  
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Dr. Karsten Nevermann konnte dabei darauf 
hinweisen, dass noch nicht aller ermordeten 
Justizangehörigen gedacht wurde. Gemein-
sam mit Dr. Heiko Morisse, der auch schon 
die Biographien der anderen Opfer recher-
chiert hatte, konnte er einen weiteren ermor-
deten Kollegen ausfindig machen, Dr. Her-
mann Falk, dessen Biographie Sie nachfol-
gend finden.  

Der Hamburgische Richterverein möchte 
auch diesem Opfer der Nazidiktatur einen 
Stolperstein setzen lassen. Die Stolpersteine 
kosten 120 Euro. Dieser Betrag sollte nach 
unserer Vorstellung als Zeichen der Solidari-
tät gemeinsam von allen Kolleginnen und 
Kollegen aufgebracht werden. Wir bitten 
deshalb höflich um einen Beitrag zur Verle-
gung der Stolpersteine. Dieser kann unbüro-
kratisch in bar bei der Vorsitzenden abgege-
ben werden, Zimmer A 224, Ziviljustizgebäu-
de.  

Heike Hummelmeier 

© Pixabay 

Dr. Hermann Falk  
Senatspräsident am Hanseati-

schen Oberlandesgericht 
von den Nationalsozialisten 

ermordet 

28.2.1874 Hamburg - 23.11.1939 Guéret 
(Frankreich) 

Am 9. November 2019 gedachten einige von 
uns der durch die Nazis ermordeten jüdi-
schen Mitglieder der Hamburgischen Justiz. 
Unter den Opfern war auch Hermann Falk.  

Heiko Morisse hat in seinem Buch über die 
Ausgrenzung und Verfolgung der Hamburger 
jüdischen Juristen im Nationalsozialismus 
Folgendes über Hermann Falk geschrieben 
(Nachdruck mit freundlicher Genehmigung 
des Autors):  

„Hermann Falk war eines von sechs Kindern 
des Kaufmanns Martin Falk und seiner Ehe-
frau Flora geborene Weinthal. Nach dem 
Abitur am Wilhelm-Gymnasium 1892 studier-
te er Rechtswissenschaft in Heidelberg, 
München und Göttingen. Am 9. November 
1895 bestand er die erste juristische Prüfung 
in Celle mit Auszeichnung. Am 27. Januar 
1896 promovierte er an der Universität Göt-
tingen mit einer Dissertation zum Thema 
„Der Einfluss der Usurpation eines Nachlas-
ses auf die Rechtsverhältnisse der Ersit-
zung“. Nach dem zweiten juristischen Exa-
men am 4. Oktober 1900 in Hamburg wurde 
er als Assessor in den hamburgischen Jus-
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tizdienst übernommen und am 16. Septem-
ber 1903 zum Landrichter ernannt. Zum 1. 
Januar 1913 wurde er zum Oberlandesge-
richtsrat befördert. Von August 1914 bis De-
zember 1918 war er - unterbrochen von einer 
kurzen Beschäftigung als Kriegsgerichtsrat - 
als Oberleutnant im Kriegsdienst. Ende 1924 
lehnte er das Angebot ab, zum Reichsgericht 
überzutreten. Zum 15. Juni 1929 wurde er, 
der bis dahin dem V. Zivilsenat unter dem 
Vorsitz des Oberlandesgerichtspräsidenten 
Kiesselbach angehört hatte, zum Senatsprä-
sidenten am Hanseatischen Oberlandesge-
richt ernannt und zum Vorsitzenden des VI. 
Zivilsenats berufen. Nach dem Urteil eines 
Senatsmitglieds war er ein dienstlich wie 
menschlich vorbildlicher Senatspräsident, 
der eine Rechtsprechung von anerkannt ho-
hem Niveau gewährleistet habe und bei dem 
sich Bildungsstand, philosophische Vertie-
fung, psychologische Durchdringung und 
warmherzige Menschlichkeit die Waage ge-
halten hätten. 

Als Frontkämpfer blieb Hermann Falk eine 
Dienstentlassung nach dem BBG erspart. 
Seit 1934 war er - als dienstältester Senats-
präsident - sogar Vertreter des Oberlandes-
gerichtspräsidenten, da die Stelle eines Vi-
zepräsidenten des Oberlandesgerichts nach 
der Pensionierung des letzten Amtsinhabers 
Ende 1933 (zunächst) eingespart wurde. Im 
August 1935 bemühte sich der Oberlandes-
gerichtspräsident Rothenberger beim 
Reichsjustizministerium um eine vorzeitige 
außerordentliche Pensionierung von Falk, da 
er den Vorsitz eines Volljuden im Interesse 
der deutschen Rechtspflege für unerwünscht 
halte. Allerdings blieb sein Vorstoß erfolglos. 
Nur wenige Monate später wurde Hermann 
Falk aber - durch Bescheid des Reichsminis-
ters der Justiz vom 19. Dezember 1935 - 
aufgrund des § 4 Abs. 2 der Ersten Verord-
nung zum Reichsbürgergesetz mit Ablauf 
des 31. Dezember 1935 in den Ruhestand 
versetzt.*

Der früh verwitwete Hermann Falk lebte nach 
seiner Zwangspensionierung mit seiner 
Tochter Helga zusammen. Diese emigrierte 
im Mai 1939 nach Sidney (Australien).** Zwei 

Monate später zog Hermann Falk zu seinem 
in Paris lebenden Sohn Harald. 

Hermann Falk mit Tochter 

Hermann Falk mit Sohn 

Hermann Falks Sohn Harald (geb. 
27.7.1905) hatte auf Wunsch des Vaters ein 
Jurastudium in München begonnen, sich 
aber der Literatur- und Kunstgeschichte zu-
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gewandt und eine Tätigkeit als Antiquar auf-
genommen. Er war ein leidenschaftlicher 
Schachbuchsammler, dessen Sammlung 
etwa 1400 Bände umfasste. 1933 ging er mit 
seiner Ehefrau nach Paris und eröffnete ein 
vegetarisches Restaurant. Nach der Kapitu-
lation der französischen Armee flüchtete das 
Ehepaar in die von der deutschen Wehr-
macht nicht besetzte „Vichy-Zone“. Im März 
1944 wurde Harald Falk in Südfrankreich von 
der Gestapo gefasst und über Drancy nach 
Auschwitz deportiert. Dort ist er am 16. Mai 
1944 ermordet worden. 

Das abgebildete Porträt von Hermann Falk 
hat sein Berufskollege, der - zum 30. No-
vember 1933 wegen seiner jüdischen Her-
kunft aus dem Dienst entlassene - Oberlan-
desgerichtsrat  Arthur Goldschmidt gemalt. 
Es befindet sich in Privatbesitz.“ 

Ergänzende Anmerkungen zum Text von 
Heiko Morisse 

*Die Entlassung Falks soll sich nach dem
Bericht eines Senatsmitglieds auf besonders
demütigende Weise zugetragen haben: Der
Senat sei an jenem Tag nach Verhandlung
des ersten Falles in das Beratungszimmer
zurückgekehrt. Dort habe Falk auf seinem
Platz einen Notizzettel vorgefunden. Er habe
ihn rasch überflogen und habe erklärt, er
müsse zu einer dringenden Besprechung die
Personalabteilung aufsuchen. Nach zehn
Minuten sei er kreidebleich zurückgekehrt,
habe eine Weile kein Wort gesagt und nur
gedankenabwesend ins Leere gestarrt. Unter
resignierendem Lächeln habe er schließlich
die Worte herausgebracht: Ich bin soeben
fristlos entlassen worden und darf keinerlei
richterliche Tätigkeiten mehr ausüben“. Er
habe dann seine Sachen gepackt, seinen
Mitarbeitern die Hand gedrückt und sich aus
dem Gebäude geschlichen.

** Die Tochter Helga starb im Jahr 2003 im 
Alter von 97 Jahren in Sydney. Ihr Nachruf 
wurde im Sydney Morning Herald veröffent-
licht: https://www.smh.com.au/ national/ 
hamburg-to-double-bay-with-dogs-and- dres-
ses-20030312-gdgeum.html 

Karsten Nevermann 

Das Deutsch-Chinesische  
Institut für Wirtschaftsrecht 

von 1993 bis 1995 und 1996 bis 
1998 – ein Rückblick  

von Matthias Steinmann 

Im November 2019 feiert das Deutsch-
Chinesische Institut für Wirtschaftsrecht der 
Universitäten Göttingen und Nanjing sein 30-
jähriges Bestehen. Es heißt jetzt „Deutsch-
Chinesisches Institut für Rechtswissenschaft“ 
und ist räumlich wie personell fühlbar ge-
wachsen. Anlässlich dieses Jubiläums er-
reichte mich die Bitte für die „Zeitschrift für 
Chinesisches Recht“ (ZChinR) einen Erleb-
nisbericht über die „damalige Zeit“ zu schrei-
ben. Hintergrund dieser Bitte war, dass ich 
von 1993 bis 1995 und 1996 bis 1998 als 
deutscher Vizedirektor an diesem Institut 
gearbeitet und auf dem Universitätscampus 
gelebt habe1. Zum anderen habe ich 1994 
diese Zeitschrift – noch unter dem Namen 
„Newsletter der Deutsch-Chinesischen Juris-
tenvereinigung“ – ins Leben gerufen. Dieser 
Bitte kam ich deshalb gerne nach, weil es für 
mich eine Gelegenheit war, noch einmal zu-
sammenfassend meine Erinnerungen an die 
damalige Zeit „abzurufen“ und mit dem „heu-
tigen“ China zu vergleichen.   

Tatsächlich ist dieser Rückblick mittlerweile 
erschienen (ZChinR 2019, S. 235 f). Er soll 
hier (in leicht überarbeiteter Form) abge-
druckt werden. Er dient gleichsam als Ein-
stieg für einen Reisebericht einer Hamburger 
Richterdelegation, die im Juni 2019 Beijing 
und zwei im Nordosten belegene chinesische 
Provinzen besucht hat. Es war der dritte Be-
such einer solchen – zehnköpfigen – Delega-
tion, nach 20162 und 2017. Dieser Bericht 
soll dann in der kommenden Ausgabe er-
scheinen. Ich werde dann auch berichten 
können, was aus dem Institut geworden ist 
(letztlich ja mit anfänglicher Unterstützung 
der Hamburger Justiz).  

1 Vgl. auch meine Berichte in der MHR 1994, 1995 und 
1998. 
2 Vgl.  zu dieser Reise den Bericht des Kollegen Schwill, 
MHR 1/17 S. 3 ff.  
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In der Nachfolge zu Herrn Stucken3 fungierte 
ich von September 1993 bis Januar 1995 
und – nochmals – von 1996 (September) bis 
1998 (Juni) an der Universität Nanjing als 
deutscher stellv. Direktor am Deutsch-
Chinesischen Institut für Wirtschaftsrecht der 
beiden Universitäten Göttingen und Nanjing.  

Ich war 1993 bereits seit gut 2 ½ Jahren 
Richter in Hamburg, aber noch nicht auf Le-
benszeit ernannt. Gleichwohl gewährte mir 
die Hamburger Justizbehörde „Urlaub ohne 
Bezüge“. Dies war eine großzügige Geste 
der Justizbehörde beziehungsweise des zu-
ständigen Personalamtes der Hansestadt 
und drückte letztlich die Wertschätzung aus, 
die das Projekt – gedacht als Förderung des 
Verständnisses unserer Rechtskultur im Aus-
land – genoss. Die Ernennung auf Lebens-
zeit erfolgte dann im September 1994 in 
Nanjing, als der damalige Generalkonsul – 
auch – zu diesem Zweck aus Shanghai an-
gereist war, um mir in einem formellen Akt 
die Ernennungsurkunde zu überreichen. Die-
se hatte den Weg von Berlin über Beijing und 
Shanghai nach Nanjing gefunden. Nicht nur 
ich, sondern auch die „chinesische Seite“ 
war beeindruckt.  

Das Institut und die Studenten 

Das Institut war ein Gemeinschaftsprojekt 
der Universitäten Göttingen und Nanjing. In 
Göttingen wurden die Studenten von einem 
Mitarbeiter des Lehrstuhls von Prof. Blaurock 
betreut, dem deutschen Direktor des Insti-
tuts. Im Februar 1995 trat dann Prof. Sellert 
seine Nachfolge an, welcher dann ab 1996 
mein Ansprechpartner war. Der chinesische 
Direktor des Instituts war ab 1994 Prof. Fan 
Jian, der chinesische stellv. Direktor zu-
nächst Prof. Dai Kuisheng, später Prof. Dr. 
Shao Jiandong, welche beide der deutschen 
Sprache mächtig waren, was die Kommuni-
kation zwischen uns deutlich erleichterte. Es 
fanden regelmäßig Gespräche statt. Bei Be-
suchen der deutschen Direktoren wie bei 
auswärtigen Besuchen von Professoren gab 
es üppige „Bankette“, in deren Rahmen man 
auch manches Problem (zum Beispiel bei 

3 Siehe bereits dessen entsprechenden Bericht in ZChinR 
2018, S. 380 ff. 

den üblichen Tischreden) ansprechen und 
dann lösen konnte. 

An dem Institut sollten chinesische Magister-
studenten – parallel zum Studium des chine-
sischen Rechts – zusätzlich deutsches Zivil- 
und Wirtschaftsrecht erlernen und – später – 
in Göttingen deutsches Öffentliches Recht 
studieren. Die Studenten erwarben in den 
beiden Semestern am Institut einen sog. 
BGB–Schein. Hierfür waren sechs Klausuren 
und eine Hausarbeit erforderlich. Nach Erhalt 
des Scheins erhielten die Studenten ein Sti-
pendium (finanziert von der Volkswagenstif-
tung), um an der Universität Göttingen in 
dem Magisterstudiengang für ausländische 
Studenten einen „Schein“ im öffentlichen 
Recht zu erlangen.  

Die Studenten erhielten am Ende ihres Stu-
diums einen Magister im deutschen Recht 
(über die Universität Göttingen) wie im chi-
nesischen Recht (über die Universität Nan-
jing). Es war eine zukunftsorientierte, moder-
ne Idee, weil sie im Wissenschaftsbereich 
eine enge Zusammenarbeit zwischen zwei 
Universitäten vorsah und – im Sinne der Öff-
nungspolitik – chinesischen Studenten einen 
Auslandsaufenthalt ermöglichte. „Belebung 
(der Wirtschaft) im Innern, Öffnung (des 
Landes) nach außen“ (duinei gaohuo, duiwai 
kaifang), so lautete ja damals das Schlag-
wort. Die dauerhafte Anwesenheit eines 
deutschen Juristen in Nanjing war (und ist) 
indes unabdingbare Voraussetzung für das 
Gelingen dieser Idee. Dies wurde dadurch 
gewährleistet, dass der deutsche stellv. Di-
rektor des Instituts zugleich Langzeitdozent 
des DAAD war und entsprechend bezahlt 
wurde.  

Der Auslandsaufenthalt der Studenten war 
am Beginn zugleich ein sensibler Knack-
punkt des Projektes, gerade auch für die chi-
nesische Seite. Es musste gewährleistet 
sein, dass die Studenten aus Göttingen auch 
zurückkehrten. Anfang der Neunziger Jahre 
war ein Verbleiben in Deutschland jedenfalls 
nicht ganz auszuschließen. Man kam dann 
auf die Idee, die Magisterurkunde der Uni-
versität Göttingen erst in Nanjing (nach der 
Rückkehr) auszuhändigen. Nach meiner Er-
innerung war dies dann ab 1996 kein Prob-
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lem mehr, jedenfalls kamen alle zurück, viel-
leicht auch, weil sich herumsprach, dass 
man in China mit dem Abschluss gute Be-
rufschancen hatte.  

Eine weitere Achillesferse war am Anfang die 
eher geringe Studentenzahl. Ausweislich 
meines letzten Tätigkeitsberichtes an den 
DAAD wurden aber bis 1998 immerhin 26 
Studenten ausgebildet, von denen drei – zu-
nächst – nicht zurückkamen.  

Lehrtätigkeit am Institut 

So stand ich 1993 als deutscher Dozent vor 
der Aufgabe, Grundzüge des Bürgerlichen 
Rechts wie Wirtschaftsrechts zu vermitteln. 
Unterrichtssprache war deutsch. Ich lehrte 
deutsches Zivilrecht und versuchte – neben 
dem Grundsatz „pacta sunt servanda“ – un-
ter anderem das „Synallagma“ wie das „Abs-
traktionsprinzip“ zu vermitteln, eine span-
nende Aufgabe.  

Die Tätigkeit machte großen Spaß, auch weil 
man sah, wie hochmotiviert die Studenten 
mitmachten und Lust hatten, intensiv und 
konzentriert zu lernen. Mich hat dies in all 
den (insgesamt) dreieinhalb Jahren meines 
Aufenthaltes immer wieder tief beeindruckt, 
auch weil die äußeren Rahmenbedingungen 
(für „unsere“ Verhältnisse) doch hart waren – 
Leben in einem riesigen Wohnheim mit (bis 
zu acht) Stockbetten im Zimmer, kein flie-
ßend warmes Wasser (dies gab es nur an 
bestimmten Stellen), weder Heizung noch 
Klimaanlage. Häufig sah man auf dem 
Wohncampus – bei „Wind und Wetter“ – 
Studenten und Studentinnen mit heißen 
Wasserkannen in den Händen zu ihren Hei-
men laufen.  

Im Laufe der Zeit entwickelte sich zudem ein 
intensives „Lehrer – Schüler – Verhältnis“, 
ein Zusammenhalt, auch weil man sich täg-
lich am Institut sah und austauschte. Die 
Studenten beherrschten die deutsche Spra-
che recht gut, obwohl sie noch nie zuvor in 
Deutschland waren. Viele hatten einen Ba-
chelor in Germanistik erworben und dann die 
Aufnahmeprüfung für einen Magisterstudien-
gang im chinesischen Recht bestanden. 
Nach jeder Klausur gingen wir in einem klei-

nen Restaurant zusammen essen, ließen 
den Arbeitstag gemütlich ausklingen und es 
kam zu vielen persönlichen Gesprächen, an 
die ich mich gerne erinnere. Einer „meiner“ 
ersten Studenten – Zhao Min – lud meine 
Familie und mich zu seinen Eltern nach Hau-
se ein, ein Erlebnis, welches sich mir einge-
prägt hat.  

Neben meiner Lehrtätigkeit kamen im Herbst 
und Frühjahr eines jeden Jahres jeweils 
deutsche Professoren an das Institut und 
hielten regelmäßig Vorträge und Vorlesun-
gen, die von den Studenten übersetzt wur-
den beziehungsweise von Prof. Dr. Shao 
Jiandong. Die Professoren waren sogenann-
te Kurzzeitdozenten des DAAD und lebten 
wie wir auf dem Campus im „Foreign Expert 
Building“, dem zhuanjia lou. Auch hier entwi-
ckelte sich ein reger Austausch, der gerade 
für die chinesischen Studenten sehr frucht-
bar war, weil man in Spezialgebieten des 
deutschen Rechts wie Arbeitsrecht oder Me-
dizinrecht Kenntnisse erlangen konnte.  

Newsletter der Deutsch-Chinesischen Ju-
ristenvereinigung  

1994 wurde die Idee geboren, das Institut – 
zusätzlich – als Instrument zu nutzen, 
Grundzüge des chinesischen Rechts wie der 
aktuellen chinesischen Rechtsentwicklung zu 
vermitteln. Es entstand die Idee vierteljähr-
lich einen Newsletter für die Mitglieder der 
Deutsch-Chinesischen Juristenvereinigung 
herauszugeben, dem Vorläufer der heutigen 
„Zeitschrift für Chinesisches Recht“. Beide 
Publikationen sind natürlich heute nicht mehr 
zu vergleichen, wenn man berücksichtigt, wie 
und mit welchem Personal all dies damals 
entstanden ist und heute entsteht.  

Die ersten acht Seiten habe ich – nach mei-
ner Erinnerung – noch allein geschrieben, 
am PC ausgedruckt und dann – über die 
Post (damals am „Gulou“ – dem Glocken-
turm – belegen) – per Fax an die Universität 
Göttingen gesandt. Das erste Faxgerät samt 
Telefon (mit direktem Auslandsanschluss) 
gab es am Institut erst 1995, wenn ich mich 
recht entsinne.  
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Deutsche Studenten und Referendare am 
Institut  

In den Jahren 1996 bis 1998 wurden dann 
Internet und Mailadresse „angeschafft“. Die 
Kommunikation – auch mit Deutschland – 
vereinfachte sich sehr, wenn man bedenkt, 
dass es zuvor weder „Handy“ noch ein Fax-
gerät gab und man letztlich auf Briefe ange-
wiesen war wie auf („anzumeldende“) Tele-
fonate. Hier war es vor allem Volker Bendel 
zu verdanken, der über die nötige Fachkom-
petenz verfügte, um all dies bei uns am Insti-
tut einzurichten und – wichtig – am Laufen zu 
halten. Er war Rechtsreferendar am Institut, 
zunächst im Rahmen der Pflicht-, später in 
Rahmen der Wahlstation.  

Auch dies war ein wichtiger Aspekt meiner 
Tätigkeit. Das Institut war anerkannt, man 
konnte in der Referendarzeit hier eine Aus-
landsstation absolvieren. Es waren meistens 
Referendare, die Chinesischkenntnisse mit-
brachten und sich auch für chinesisches 
Recht interessierten. Sie konnten am Institut 
„forschen“ und etwas im „Newsletter“ schrei-
ben. 

Neben Referendaren kamen aber ab 1996 
auch immer mehr deutsche Jurastudenten 
nach Nanjing, die an der Universität Nanjing 
Chinesisch studierten. Hier war es mein Ziel, 
für sie eine Anlaufstelle zu sein, um sich aus-
tauschen zu können und sich mit dem chine-
sischem Recht vertraut zu machen. Kommu-
nikations- und Veranstaltungszentrum war 
hier die Bibliothek, in der ich in meinen letz-
ten beiden Semestern – etwas großspurig – 
ein „Seminar über Recht und Politik in China“ 
abhielt. Es war – meiner Erinnerung nach – 
recht gut besucht, jedenfalls hat es mir Spaß 
gemacht, zumal auch chinesische Studenten 
teilnahmen, so dass sich hier ein reger Aus-
tausch ergab, der dann in einem gemeinsa-
men Abendessen fortgesetzt wurde.  

Lebensalltag 

Das Leben in Nanjing mit Familie war in den 
dreieinhalb Jahren – rückblickend – ein gro-
ßes Abenteuer, auch wenn der Lebensalltag 
manchmal nicht so einfach zu bewältigen 
war.  

Wir landeten 1993 – aus Hongkong kom-
mend („Dragon Air“) – auf einem Militärflug-
hafen, der auch (noch) zivil genutzt wurde. 
Eine Ankunftshalle gab es in dem Sinne 
nicht, das Gepäck wurde auf einen Anhänger 
verbracht und in einen großen Saal transpor-
tiert. Man stürzte sich auf den Anhänger und 
zog das Gepäck eigenhändig herunter, so 
jedenfalls meine Erinnerung. Wir – meine 
Familie mit zwei kleinen Kindern (3 ½ und 1 
½ Jahre alt) wie Prof. Blaurock – wurden von 
dem institutseigenen VW-Bus abgeholt und 
in das John-Hopkins Center verbracht, wel-
ches unweit des Universitätscampus belegen 
war. Dort lebten wir dann – etwas abgeschot-
tet, aber auch recht gut behütet – in einem 
Apartment bis Januar 1995.  

Das Leben war zunächst etwas beschwer-
lich. Es dauerte etwas, bis man sich zurecht 
fand und den Alltag beherrschen konnte. Wir 
waren mit den beiden kleinen blonden Kin-
dern sehr auffällig. Immer wieder wurden wir 
umringt, das Bedürfnis mal so einen kleinen 
Ausländer (xiao laowai) anzufassen war 
groß, vor allem, als wir so naiv waren und 
meinten, am Nationalfeiertag 1993 den Nan-
jinger Zoo besuchen zu müssen. Wir waren 
ständig umringt. Das war uns eine Lehre, 
auch mit Blick darauf, wie man in diesem 
Gehege mit den Tieren umging. Ich jeden-
falls habe in China nie mehr einen Zoo be-
sucht.  

Das ältere Kind – Anna – brachte ich dann – 
mit vielen Diskussionen und auch etwas 
Geld – in einem chinesischen Kindergarten 
unter, das jüngere – Lasse – lief so mit. Anna 
gewöhnte sich an den vormittäglichen Gang 
in den Kindergarten und machte – soweit 
erkennbar – alles mit, was der Alltag eines 
chinesischen Kindergartens so mit sich 
brachte. Später (1997) ging sie – wie auch 
Lasse – auf die Nanjing International School, 
die 1995 gegründet worden war und wohl 
noch heute existiert.  

Recht bald gelang es auch eine sog. „Ayi“ als 
Köchin zu beschäftigen, die uns dann in der 
Folgezeit täglich toll bekochte und auch mal 
die Kinder beaufsichtigte. Auf sie kamen wir 
auch 1996 zurück, als wir auf dem Unicam-
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pus im Foreign Expert Building (zhuanjia lou) 
Unterschlupf fanden. 

Das „zhuanjia lou“ befand sich auf dem süd-
lichen Campus neben den zahlreichen Stu-
dentenwohnheimen. In dem Gebäude waren 
vornehmlich ausländische Lehrer unterge-
bracht. Man war durch die Örtlichkeit mehr 
„mitten im Leben“ der Universität integriert 
und nicht so abgeschottet. Dies öffnete uns 
dann viele Horizonte, man hatte regelmäßig 
Kontakte zu anderen ausländischen Lehrern. 
Das Auslandsamt der Universität (waiban) 
organisierte regelmäßig Veranstaltungen und 
Reisen in die nähere Umgebung, so dass 
auch insoweit für Abwechslung und Kontakte 
gesorgt war.  

Lebenswelt und Arbeitswelt 

Lebenswelt und Arbeitswelt waren damals 
eng miteinander verwoben. Man arbeitete 
von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, dann strömte 
alles heim. Zeit für Essen und „Xuixi“. Xiuxi 
bedeutet „Ausruhen“, „Pause machen“. Hier-
unter versteht man – nimmt man die beiden 
chinesischen Schriftzeichen als Hinweis – 
„Am Baum lehnend, das „Ich“ (mithin die 
„Seele“) ins Herz fallen lassen“. Diese „Be-
deutungsschwere“ macht den Reiz der chi-
nesischen Schriftzeichen aus und war für 
mich mit ein Grund, Anfang der Achtziger 
Jahr die Sprache zu lernen.  

Die Wohnungen der Universitätsangehörigen 
waren auf dem oder in unmittelbarer Nähe 
des Campus gelegen, die Studentenwohn-
heime im Südlichen Campusbereich. Um 
14:00 Uhr kamen alle zurück und gegen 
17:00 Uhr war das Tagewerk vollbracht. All 
dies strahlte doch Stabilität, Verlässlichkeit 
und – wenn man so will – eine behagliche 
Ruhe aus, an die man sich gewöhnen konn-
te.  

Neben den Universitätsgebäuden im nördli-
chen Teil des Campus befand sich ein gro-
ßer Sportplatz, der von (sehr) früh bis 
abends spät gut bis sehr gut besucht wurde. 
Überhaupt spielte der Sport oder die Bewe-
gung im Umfeld des Arbeitsplatzes eine 
zentrale und wichtige Rolle. Ich habe es im-
mer genossen, morgens gegen 5:00 Uhr 

aufzustehen, die Menschen beim 
Sport/Tanzen/Taiji zu beobachten und dann 
selbst einige Runden am Sportplatz zu dre-
hen und den Tag so „erwachen“ zu sehen. 
Es war noch eher ruhig, die Luft noch frisch 
und die Atmosphäre entspannt und ange-
nehm.  

In China ist der Spruch „Morgenstund hat 
Gold im Mund“ sichtbar mit Leben erfüllt. 
Dies ist – Gott sei Dank – nach wie vor so, 
wie ich jetzt bei Besuchen 2019 in Beijing 
und Harbin feststellte, als ich frühmorgens 
die nahegelegenen Parks besuchte und 
(wieder) mitlief.  

Straßenverkehr 

Ein Highlight (und prägend) war damals der 
wuselige und laute Straßenverkehr, bevölkert 
mit Verkehrsmitteln aller Art, an den man 
sich gewöhnen musste. Die Verkehrsregeln 
wurden – soweit erkennbar – kaum eingehal-
ten und sich die Vorfahrt durch akustische 
Signale erkämpft beziehungsweise erfahren. 
Das Hauptverkehrsmittel war damals noch 
das Fahrrad, mit dem man in Nanjing auf den 
Alleen auf gesondert abgetrennten Fahrrad-
wegen entlang fahren konnte. Es war immer 
wieder ein Erlebnis in der Masse der Räder 
mitzufahren und sich seinen Weg zu bahnen, 
ein Kind auf der Stange vorne, das andere 
hinten im Kindersitz aus Bambus, natürlich 
ohne Helm. Heute undenkbar. 

Fazit 

Die dreieinhalb Jahre in Nanjing haben mich 
doch sehr geprägt. Es war eine tolle Zeit, 
auch weil ich meine Ideen und Vorstellungen 
von dem Institut als Kommunikationszentrum 
für chinesische und deutsche Studenten und 
Mittler zwischen chinesischem und deut-
schem Recht letztlich frei und ohne Hinder-
nisse umsetzen konnte. „China“ war damals 
ein recht populäres, noch eher unbekanntes 
und fremdes Land, in das man gerne reiste 
und sich aufhielt. Die Berichterstattung war 
eher positiv, auch weil (insgesamt) die Rah-
menbedingen – anders als heute – liberaler 
und offener waren. 
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Im Lebensalltag war es faszinierend zu se-
hen, wie schnell sich dieses Land entwickelte 
und sich der Lebensstandard der Menschen 
(nach jahrelangen Hungersnöten zuvor) 
Schritt für Schritt erhöhte und wie mutig, kre-
ativ und phantasievoll Alltagsprobleme um-
schifft und bewältigt wurden. Es ist eine Leis-
tung, dass dieses Institut seit 30 Jahren exis-
tiert, im Laufe der Zeit allmählich erweitert 
wurde und heute so fest etabliert ist, dass es 
in seiner Existenz nicht mehr gefährdet ist.  

Rechtsunkenntnis oder 
Rechtsverweigerung(?) –  

Zur Reichweite der Vorsorge-
vollmacht bei Grundstücks-

veräußerungen 

Die an mich vor einiger Zeit gerichtete Frage, 
ob man einen Notar benötige, um sich von 
der eigenen im Pflegeheim lebenden hoch-
betagten Mutter bevollmächtigen zu lassen, 
deren Einfamilienhausimmobilie zu veräu-
ßern, führte zunächst zu der Prüfung, ob die 
Vollmacht notariell zu beurkunden sei oder 
ob die Unterschriftsbeglaubigung ausreicht. 
Trotz der Regelung des § 167 Abs. 2 BGB 
für eine Grundstücksveräußerungsvollmacht 
die notarielle Beurkundung zu fordern oder 
entsprechend der Vorgabe des § 29 GBO die 
Unterschriftsbeglaubigung ausreichen zu 
lassen, war und ist seit Jahrzehnten eine viel 
diskutierte Streitfrage. Die dazu immer noch 
maßgebende Entscheidung des BGH vom 
11.07.1952 V ZR 80/52, abgedruckt in NJW 
1952, 1210, fordert die Beurkundung, wenn 
die Vollmacht bereits eine rechtliche oder 
tatsächliche Bindung des Vollmachtgebers 
zur Veräußerung beinhaltet, also z.B. bei der 
unwiderruflichen Vollmacht. In allen anderen 
Fällen reicht die Unterschriftsbeglaubigung 
aus. 

Um die gegenüber der Beurkundung (Kosten 
gemäß KV Nr. 21200 GNotKG, eine Gebühr, 
bei einem Wert von z.B. € 500.000 sind das 
€ 935,00) kostengünstigere Unterschrifts-

beglaubigung (KV Nr. 25100 höchstens € 
70,00) zu erreichen, empfiehlt es sich, jeden 
Anschein einer Bindung des Vollmachtsge-
bers bereits durch die Vollmachtserteilung zu 
vermeiden, insbesondere ausdrücklich in den 
Vollmachtstext aufzunehmen, die Vollmacht 
sei widerruflich.  

Für die erforderliche Beglaubigung der Un-
terschrift der Vollmachtgeberin muss ja wohl 
ein Notar tätig werden. So glaubte ich. Über-
rascht war ich, als der Fragesteller mir erklär-
te, er habe durch verschiedene Nachfragen 
herausgefunden, ein Notar sei für die erfor-
derliche Beglaubigung der Unterschrift unter 
der nicht unwiderruflich erteilten Vollmacht 
gar nicht nötig. Ein Beamter gehe in das 
Pflegeheim und beglaubige dort. Das sei we-
sentlich kostengünstiger. 

Diese Aussage erwies sich als zutreffend, 
allerdings mit der Maßgabe, dass eine Vor-
sorgevollmacht errichtet werden muss. Be-
reits im Jahre 2005 trat § 6 Abs. 2 Betreu-
ungsbehördengesetz (BetBG) in Kraft, der 
bei Errichtung einer Vorsorgevollmacht die 
Unterschriftsbeglaubigung durch eine Ur-
kundsperson der Betreuungsbehörde ein-
führte (Kosten € 10,00 gemäß § 6 Abs. 5 
BetBG). Ein Blick ins Internet zeigt aller-
dings, dass in den Jahren nach Inkrafttreten 
in der juristischen Literatur vielfach der 
Standpunkt vertreten wurde, Grundstücksge-
schäfte vom Anwendungsbereich der Be-
glaubigung gemäß § 6 Abs. 2 BetBG auszu-
nehmen. Der Sachstand zur Diskussion seit 
Inkrafttreten des § 6 Abs. 2 BetBG zum 
01.07.2005 ist ausführlich dargestellt unter 
„www.bundesanzeiger-verlag.de/Beglaubigung 
durch Betreuungsbehörde“ in einer Veröf-
fentlichung des online-Lexikon Betreuungs-
recht der Zeitschrift Btprax. Daraus ergibt 
sich, dass die zunächst bestehenden Beden-
ken durch den Gesetzgeber zum 01.09.2009 
beseitigt worden sind. Am Ende der genann-
ten Veröffentlichung im Internet ist die ober-
gerichtliche Rechtsprechung zu der Thematik 
aufgeführt, die einheitlich davon ausgeht, 
dass die Unterschriftsbeglaubigung im Sinne 
von § 6 Abs. 2 BetBG ausreicht. Wörtlich 
heißt es in der Entscheidung des OLG Jena 
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vom 06.06.2013, 9 W 266/13 im Leitsatz Ziff. 
3: „Die Streitfrage, ob eine durch die Betreu-
ungsbehörde im Sinne von § 6 Abs. 2 BtBG 
beglaubigte Unterschrift auf Vorsorgevoll-
machten den Anforderungen des § 29 Abs.1 
Satz 1 GBO genügt, hat sich durch die Ände-
rung der Vorschrift durch Art.11 des Geset-
zes vom 06.7.2009 (BGBl.I, 1696) erledigt. 
Entspricht der Beglaubigungsvermerk § 40 
BeurkG und handelt es sich um eine Vorsor-
gevollmacht, ist die Beglaubigungszustän-
digkeit der Betreuungsbehörde gewahrt.“ 

Ich blieb skeptisch und riet dem Fragesteller, 
auf den neuesten Stand der juristischen Dis-
kussion gebracht, sich beim Grundbuchamt 
vorab bestätigen zu lassen, dass die Be-
glaubigung unter Anwendung von § 6 Abs. 2 
BetBG akzeptiert werde. Außerdem riet ich, 
die Vollmacht ausdrücklich mit der Über-
schrift „Vorsorgevollmacht“ zu versehen und 
neben der Grundstücksveräußerung die übli-
chen Inhalte von Vorsorgevollmachten mit 
aufzunehmen. Damit wollte ich jegliche Dis-
kussion zu der Frage verhindern, ob eine 
reine Veräußerungsvollmacht als Vorsorge-
vollmacht im Sinne von § 6 Abs. 2 BetBG zu 
bewerten ist. Die dem Fragesteller gegen-
über geäußerten Standpunkte mehrerer 
Rechtspfleger waren uneinheitlich. Letztlich 
verwies ich ihn an den für den Grundbuch-
bezirk zuständigen Rechtspfleger, der die 
Beglaubigung durch die Urkundsperson der 
Betreuungsbehörde akzeptierte. 

Mehrere Monate später stellte mir ein Freund 
hinsichtlich eines Grundstücksgeschäfts im 
Bereich  außerhalb von Hamburg dieselbe 
Frage. Ich nahm die Sache selbst in die 
Hand und korrespondierte mit der zuständi-
gen Rechtspflegerin, die sich zunächst wei-
gerte. Nach meinem Eindruck lag Unkenntnis 
vor. Die den Grundstücksveräußerungsver-
trag beurkundende Notarin und der Grund-
stückskäufer, selbst von Beruf Notar, kann-
ten offenbar die Beglaubigung durch einen 
Nichtnotar ebenfalls nicht. Oder wollten sie 
diese Möglichkeit einfach nicht akzeptieren? 
Ich weiß es nicht. Es gelang letztlich, alle 
davon zu überzeugen.  

Verständnis für die Verweigerungshaltung ist 
bei mir geblieben. War es im Interesse des 
Schutzes vor Missbrauch wirklich eine weise 
Entscheidung des Gesetzgebers, den Notar-
zwang bei der Unterschriftsbeglaubigung von 
Vorsorgevollmachten aufzuheben? Wäre es 
nicht sogar besser, das Recht der Vorsorge-
vollmacht gesetzlich zu regeln und Sicherun-
gen für den Vollmachtgeber z. B. in Ge-stalt 
von Formerfordernissen einzubauen? Ich 
denke da an die Formvorschriften für die Re-
gelung von Testamenten. Was für die Rege-
lung der Rechtsnachfolge im Vermögensbe-
reich gilt, sollte doch erst recht gelten, wenn 
es um die Rechtswahrnehmung zu Lebzeiten 
geht, und zwar auch in wichtigen höchst per-
sönlichen Angelegenheiten! 

Jürgen Brick 

Aufruf zum Malwettbewerb 

„Meine Mama / mein Papa ar-
beitet in der Justiz“ 

Unter dem Titel „Meine Mama / mein Papa 
arbeitet in der Justiz“ schreibt der Hamburgi-
sche Richterverein e.V. – Verband der Rich-
ter und Staatsanwälte im Deutschen Richter-
bund – einen Malwettbewerb aus.  

Was soll gemalt werden? 

Wir möchten wissen, wie Ihr Euch Eure Ma-
ma / Euren Papa in ihrem/seinem Berufsall-
tag in der Justiz vorstellt.  

Wer darf mitmachen? 

Jeder, der noch keine 16 Jahre ist, darf am 
Wettbewerb teilnehmen (Format DIN A3 oder 
A4, Maltechnik egal). Einzige weitere Vo-
raussetzung ist die Freude am Malen!  

Wer bekommt die Bilder? 

Die Kunstwerke gehen entweder per 
Post/Hauspost an den Hamburgischen Rich-
terverein e.V., Sievekingplatz 1, 20355 Ham-
burg oder können im Ziviljustizgebäude bei 
VR’inLG Dr. Nicole Geffers, Raum A.235 
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abgegeben werden (Durchwahl 2535, bitte 
vorher anrufen). Bitte hinten auf das Bild 
Name, Alter und Adresse schreiben! 

Was gibt es zu gewinnen? 

Das wird noch nicht verraten! Die Jury be-
steht aus dem Vorstand des Hamburgischen 
Richtervereins e.V. Alle Bilder werden am 
27. Februar 2020 in der Cafeteria der
Grundbuchhalle aufgehängt werden.

Bis wann kann gemalt werden? 

Einsendeschluss für den Malwettbewerb ist 
der 29. Januar 2020.  

Am 27. Februar 2020 um 16:00 Uhr findet 
in der Cafeteria der Grundbuchhalle die 
Preisverleihung statt, zu der Ihr und Eure 
Eltern herzlich eingeladen seid!  

Bei weiteren Fragen steht Nicole Geffers 
(nicole.geffers@lg.justiz.hamburg.de oder 
Tel.: 42843-2535) gerne zur Verfügung! 

Wir freuen uns auf Eure 

Bilder! 

© Pixabay 

Mit der Kraft der Sprache 
Präsenz zeigen 

In der Sprache liegt 
eine ordnende Kraft. 
Es gibt eine Sprache, 
die aufbaut und Kräfte 
freisetzt, und es gibt 
eine Sprache, die Kraft 
kostet und herunter-
zieht. Die Sprachwis-
senschaftlerin Mecht-
hild von Scheurl-
Defersdorf hat in den 

neunziger Jahren das Lingva Eterna Sprach- 
und Kommunikationskonzept begründet und 
es dann gemeinsam mit dem Arzt und Neu-

rowissenschaftler Dr. 
Theodor von Stockert 
weiterentwickelt. Sie 
betrachten die Wirkung 
der eigenen Sprache 
auf die Kommunikation 
und auf die Entwick-
lung der eigenen Per-
sönlichkeit. Der 
Schlüssel dazu ist die 
Struktur der Sprache 

mit dem Wortschatz, dem Satzbau und der 
Grammatik.  

Wir alle sprechen so, wie er es in unserem 
sozialen Umfeld in der Familie und im Beruf 
gelernt haben. Mit den vertrauten Sprach-
mustern halten wir einengende Muster auf-
recht, ohne dies zu merken. Gezielte Ände-
rungen der gewohnten Ausdrucksweise ha-
ben eine nachhaltige Wirkung auf das Den-
ken, Sprechen und Handeln.  

Manche Menschen strahlen eine natürliche 
Autorität aus. Sie zeigen Präsenz und haben 
eine starke Ausstrahlung. Sie sind Autorität. 
Das ist weit mehr, als Autorität durch äußere 
Umstände nur zu haben. Die Sprache hilft 
dabei, Präsenz zu zeigen und dabei die in-
newohnende Autorität spürbar und glaubhaft 
zu machen. 

Das Wort „Präsenz“ leitet sich vom lateini-
schen „prae-esse“ und „präsentia“ ab und 
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bedeutet „Dasein“.  Im Zusammenhang mit 
unserem Thema ist die Präsenz des Richters 
in einem Verfahren (und sonst auch, wo und 
wann?) ebenso bedeutsam wie die Präsenz 
des Gesetzes.  

Die drei A wirken wahre Wunder 

Wir nennen Ihnen drei sprachliche Aspekte, 
mit denen jede Richterin und jeder Richter 
bewusst Präsenz zeigen können. Der erste 
betrifft die Kontaktaufnahme mit dem Ge-
sprächspartner. Die „drei A“ wirken wahre 
Wunder. Das erste A steht für Ansprechen, 
das zweite A für Anschauen und das dritte 
für einen Atemzug Pause, bevor Sie weiter-
sprechen. Die meisten  lassen das dritte A, 
die Pause, weg und reden direkt weiter. Ver-
gleichen Sie bitte den Unterschied: „Herr 
Maier, ich weise Sie darauf hin, dass ...“ mit 
der Variante mit den drei A: „Herr Maier, 
(kurze Pause, bis der andere reagiert) ich 
weise Sie darauf hin, dass ...“. Alle drei Ele-
mente sind wichtig: der Namen, der Blickkon-
takt und die Atempause nach dem Nennen 
des Namens und dem Blickkontakt. Sie ha-
ben eine enorme Wirkung. Mit dieser Art der 
Kontaktaufnahme zeigen Sie Präsenz. Ihr 
Gesprächspartner wird dies spüren und 
Ihnen seine volle Aufmerksamkeit schenken 

Bogensätze machen Präsenz spürbar 

Unser zweiter Hinweis gilt der Satzmelodie. 
Bei Aussagesätzen machen wir beim Schrei-
ben am Satzende einen Punkt. Dieser Punkt 
zeigt an, dass der Satz hier zu Ende ist. 
Beim Sprechen wird dieser Punkt als kurze 
Pause hörbar. Doch fehlten die Punkte beim 
Sprechen häufig – die Menschen kommen 
nicht auf den Punkt. Die Satzmelodie geht 
am Satzende stattdessen nach oben, so als 
ob sie eine Frage stellen wollten. Das irritiert 
in der Kommunikation und erschwert das 
Speichern der Botschaften. Dieser Fehler in 
der Satzmelodie kommt daher, dass der 
Sprecher in Gedanken innerlich schon beim 
nächsten oder übernächsten Gedanken ist - 
er ist nicht präsent.  

Erlauben Sie sich, Ihre Stimme am Ende ei-
nes Aussagesatzes abzusenken und einen 

hörbaren Punkt zu machen. Machen Sie zwi-
schen den einzelnen Sätzen minimale Pau-
sen. Die Pausen sind die hörbaren Punkte. 
Dann können Ihnen lhre Gesprächspartner 
gut folgen und sich alles merken. Wir spre-
chen von Bogensätzen: Die Satzmelodie be-
schreibt einen Bogen. Sie werden erkennen, 
wie oft Menschen nicht auf den Punkt kom-
men. Sie verlieren damit Präsenz und Aus-
strahlung.  
Wenn jemand Bogensätze bildet werden ihm 
andere kaum ins Wort fallen. Er hat etwas zu 
sagen – und andere spüren und achten dies. 

Der bewusste Gebrauch von Präsens und 
Futur stärkt die Präsenz 

Die deutsche Sprache hat sieben grammati-
kalische Zeiten. Mit dem Blick auf die Prä-
senz lenken wir Ihre Aufmerksamkeit auf das 
Präsens und das Futur I. Mit dem Präsens 
beschreiben wir alles Gegenwärtige. Viele 
Menschen gebrauchen das Präsens jedoch 
auch für alles Zukünftige: „Ich bringe jetzt ein 
Schriftstück zu Ende, heute Nachmittag gehe 
ich dann zur Sitzung vom x Gremium, und 
morgen muss ich für eine Verhandlung nach 
Leipzig fahren.“ Indem jemand alle seine 
gegenwärtigen und zukünftigen Handlungen 
im Präsens formuliert macht er sich unge-
heuren Druck und mindert gleichzeitig seine 
Ausstrahlung.  

Ganz anders klingen diese Sätze mit dem 
differenzierten Gebrauch von Präsens und 
Futur I: „Ich bringe jetzt ein Schriftstück zu 
Ende. Heute Nachmittag werde ich zur Sit-
zung vom x Gremium gehen, und morgen 
werde ich für eine Verhandlung nach Leipzig 
fahren.“  Bei diesen Sätzen strahlt der Spre-
cher glaubhaft Souveränität und Präsenz 
aus. Er kann und wird seine Aufgaben der 
Reihe nach erfüllen. 

Das Geheimnis der Sprachstruktur 

In der Sprache ist eine ordnende Kraft ent-
halten. Sie steht jedem und jeder zur Verfü-
gung und wartet nur darauf, dass wir sie 
achtsam für uns in Anspruch nehmen. Jeder 
Mensch kann diese nährende Kraft für alles 
einsetzen, was er bei sich entwickeln und 
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stärken will, auch für die eigene Präsenz. 
Diese Kraft ist im Innersten des Menschen 
verborgen. Dort schaut er erst dann nach, 
wenn er dafür bereit ist. 

Wer seinen Wortschatz und seinen Satzbau 
weiter entwickelt wird schon bald die positive 
Kraft der Sprache erleben. Dieses Entdecken 
und Lernen  ist ebenso anspruchsvoll wie 
wirksam.  Es empfiehlt sich ein regelmäßiges 
Training und auch eine Begleitung.  

Mechthild von Scheurl-Defersdorf und Theo-
dor von Stockert 

Der Artikel ist erschienen im Mitteilungsblatt 
des Bayerischen Richtervereins, Ausgabe 
1/19 und hat den Stand 13. August 2018 

Leseempfehlung: 

Mechthild R. von Scheurl-Defersdorf, In der 
Sprache liegt die Kraft. Klar reden, besser 
leben, Herder 2016 

Mechthild R. von Scheurl-Defersdorf, Die 
Kraft der Sprache, 80 Karten für den alltägli-
chen Sprachgebrauch, LINGVA ETERNA 
Verlag 

www.lingva-eterna.de  

Telefon 09131 – 5 7161 

Bericht von der  
Assessorenreise 

Ende August war es wieder an der Zeit für 
die vom Hamburgischen Richterverein orga-
nisierte, alle zwei Jahre stattfindende Asses-
sorenreise. In diesem Jahr war die Wahl un-
ter den für die Organisation zuständigen As-
sessorenvertretern auf Madrid gefallen und 
so machte sich vom 25. August bis 30. Au-
gust 2019 eine Gruppe von 21 jungen Rich-
terinnen und Richtern, Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten auf den Weg, um Einbli-
cke in das spanische Justizsystem zu gewin-
nen, sich mit anderen dienstjungen Kollegen 
auszutauschen, neue Kontakte zu knüpfen 
und natürlich auch ein wenig die Zeit fernab 
der eigenen Schreibtische zu genießen. 

Nach der Anreise bestand am Sonntag-
nachmittag zunächst die Möglichkeit, die 
Umgebung des Hotels zu erkunden. Am 
Abend trafen sich dann alle zum gemeinsa-
men Begrüßungsessen und ersten Kennen-
lernen in einem nahen Restaurant. 

Am Montagvormittag begann das Fachpro-
gramm mit einer unterhaltsamen und infor-
mativen Führung durch die Innenstadt, wobei 
der Schwerpunkt auf Gebäuden und Plätzen 
lag, welche aus juristischer Sicht von histori-
scher und aktueller Bedeutung für die Stadt 
sind. Doch auch den einen oder anderen 
kulturellen und kulinarischen Tipp für die 
kommenden Tage gab es. Am Nachmittag 
wurden wir dann in der deutschen Botschaft 
empfangen und über die Aufgaben und Ar-
beit in einer Auslandsvertretung informiert. 

Am Dienstag stand zunächst der Besuch des 
Ermittlungsgerichts (Juzgados de Instrucción 
de Madrid) auf dem Programm. Der Besuch 
wurde durch eine Kooperation mit der Asoci-
ación Judicial Francisco de Vitoria ermög-
licht. Hier wurden uns von einem Richter zu-
nächst die Grundzüge des Ermittlungsverfah-
rens nach spanischem Recht erläutert. Die-
ses erschien uns durchaus ungewöhnlich, da 
der Ermittlungsrichter – neben dem Staats-
anwalt – befugt ist, die Ermittlungen zu lei-
ten. Ein wesentlicher Unterschied zum deut-
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schen System besteht zudem darin, dass der 
Ermittlungsrichter nach Abschluss der Ermitt-
lungen darüber entscheidet, ob Anklage er-
hoben wird. Nach diesem theoretischen Teil 
wurden uns das Gerichtsgebäude und auch 
der Bereich gezeigt, in welchem die Zufüh-
rungen vorläufig festgenommener Personen 
stattfinden. Im Anschluss hatten wir noch 
Gelegenheit, uns drei kurze Strafprozesse zu 
Diebstahlsvorwürfen anzusehen. Besonders 
interessant hierbei war, dass von sämtlichen 
Prozessen vollständige Videoaufzeichnun-
gen für die Rechtsmittelinstanz gefertigt wer-
den. Nach Auskunft des Richters stößt die-
ses Vorgehen in der spanischen Justiz auf 
breite Zustimmung. Es war ferner beeindru-
ckend, in welcher Geschwindigkeit diese 
Verfahren erledigt wurden: Die drei Strafver-
fahren dauerten zusammen kaum mehr als 
30 Minuten. Dies dürfte angesichts der 
enormen Arbeitsbelastung der spanischen 
Kollegen allerdings auch notwendig sein: In 
ganz Spanien gibt es gerade einmal 5.000 
Richterinnen und Richter und 1.800 Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte. Hervorzu-
heben ist, dass wir mit großer Freundlichkeit 
empfangen wurden und uns sehr willkom-
men fühlten.   

Am Nachmittag folgte ein Vortrag mit an-
schließender Diskussion bei Amnesty Inter-
national. Neben einem Überblick über die 
Ziele und Arbeitsweisen der Organisation 
wurden uns Beispiele aktueller und vergan-
gener Kampagnen, aber auch der Unterstüt-
zung von Einzelpersonen oder Gruppen 
durch die Organisation und Finanzierung 
anwaltlicher Vertretung erläutert. Neben in-
ternationalen Kampagnen stehen dabei auch 
Themen auf der Agenda, die speziell auf 
Spanien zugeschnitten sind. In diesem Zu-
sammenhang besonders interessant er-
schien uns das Projekt zur Aufarbeitung der 
Ära der „verlorenen Kinder“ im Franco-
Regime (niños perdidos del franquismo).  

Am Mittwoch folgte ein Vortrag bei der spa-
nischen Justizverwaltung zu deren Aufbau 
und Aufgaben, insbesondere die von ihr ver-
antwortete Ausbildung von Richtern und 
Staatsanwälten und Fortbildungsangebote. 
Auch hier wurden wir mit großer Gastfreund-

lichkeit empfangen und man nahm sich viel 
Zeit, uns das spanische System näher zu 
bringen. Besonders in Erinnerung blieb uns 
das spanische Auswahlverfahren der Richte-
rinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte. Nur ein geringer Prozen-
tanteil erreicht die erforderlichen Bewertun-
gen und zudem stehen jedes Jahr nur 300 
oder weniger offene Stellen für ganz Spanien 
zur Verfügung. Offenbar mangelt es vor al-
lem an finanziellen Mitteln, um mehr Stellen 
zu schaffen und die Arbeitsbelastung zu 
mindern.  

Am Donnerstag stand zuletzt ein Besuch 
beim UNHCR auf dem Programm, wo wir 
insbesondere über die Situation von Geflüch-
teten und Migranten in Spanien sprachen. 
Obwohl auch in Spanien eine große Zuwan-
derung erfolgt, stellt sich die Situation völlig 
anders dar als in Deutschland. Im Asylbe-
reich dominieren derzeit die südamerikani-
schen Staaten, vor allem Venezuela. Dane-
ben gibt es eine erhebliche Zuwanderung 
über die nordafrikanischen Staaten, wobei 
diese Zuwanderer überwiegend keine Asyl-
anträge stellen. Dies dürfte daran liegen, 
dass Zuwanderer in Spanien deutlich einfa-
cher eine Arbeitserlaubnis und daran ge-
knüpft einen Aufenthaltstitel erhalten können. 
Erneut ist zu erwähnen, dass wir mit großer 
Freundlichkeit und Professionalität empfan-
gen wurden.  

Neben dem Fachprogramm bestand ausrei-
chend Gelegenheit, die Stadt zu erkunden, 
Sehenswürdigkeiten wie das Museo del Pra-
do oder den Palacio Real zu besuchen oder 
einfach nur das gute Wetter - abgesehen von 
einem verregneten Nachmittag herrschten 
durchgängig 25-35° C - in einem der zahlrei-
chen Parks, auf einer der für die Stadt typi-
schen Dachterrassen oder vor einer der un-
zähligen Tapas Bars zu genießen und mit 
Kolleginnen und Kollegen ins Gespräch zu 
kommen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
wir eine sehr schöne und informative und 
eindrückliche Zeit in Madrid hatten, die in 
verschiedener Hinsicht bleibende Eindrücke 
hinterlassen hat. 
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Besonderer Dank gebührt Jan Zimmermann, 
der die Organisation praktisch im Alleingang 
gestemmt und das vom Reiseveranstalter 
vorgesehene Programm um weitere interes-
sante und eigenhändig organisierte Termine 
ergänzt hat. 

Mats-Ole Eckhardt 

© Pixabay 

© Pixabay 

Bücherjournal mit Annemarie 
Stoltenberg 

Am 2. Dezember 2019 war es wieder so weit 
– die Buchkritikerin und NDR Redakteurin
Annemarie Stoltenberg nahm uns mit auf
eine literarische Reise durch ihr Jahr 2019.
Organisiert vom Verein Kultur & Justiz war
die Veranstaltung auch in diesem Jahr wie-
der ein voller Erfolg und ein anregendes Er-
lebnis.

Bis auf den letzten Platz war die Grundbuch-
halle gefüllt – die (zu-) Spätkommenden (so 
auch die Autorin dieser Zeilen) fanden nur 
noch Platz im Stehen oder auf improvisierten 
Sitzplätzen.  

Aus gutem Grund: Literatur wurde präsentiert 
– mit leichter Hand, amüsanten Anekdoten
und literarischem Tiefgang;  eine Kombinati-
on, die ihresgleichen sucht und zu Recht auf
eine über zehnjährige Erfolgsgeschichte zu-
rückschauen kann. Die Veranstaltung mit
Annemarie Stoltenberg hat eine lange Tradi-
tion. Man kann ohne Übertreibung sagen:
Sie ist Kult.

Dabei passiert eigentlich gar nicht viel – Bü-
cher werden vorgestellt. So richtig altmodi-
sche Bücher aus Papier, mit einem Anfang, 
einem Ende und ohne special effects. Die Art 
und Weise, wie dies geschieht, aber, ist mit-
reißend. Mit viel Humor wird hier Literatur 
erklärt und rezensiert, mit Augenzwinkern, 
mit persönlichem Einschlag, aber auch mit 
viel Wissen.  

In diesem Jahr hatte die Literaturkritikerin 
insgesamt 16 Bücher im Gepäck, die bei In-
teresse bequemerweise auch direkt vor Ort 
gekauft werden konnten. Von der amüsanten 
Geschichte eines malenden Kapuzineräff-
chens, welches erotisches Ambiente zur 
Produktion seiner gefragten Gemälde 
braucht („Schmidt malt“ von David Zaoui), bis 
hin zum „Kochbuch für den großen alten 
Mann“ (Sybil Gräfin Schönfeldt) war alles 
dabei.  

Und für alle, die der Einführung der Vorsit-
zenden des Vereins Kultur & Justiz, Dr. Julia 
Kauffmann, entsprechend Angst vor einem 
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Zusammenbruch ihres Bücherregals beim 
Erwerb weiterer Bücher hatten, gab es auch 
praktischen Lebensrat: Man kann alte Bü-
cher wegwerfen. Notfalls schreibt Frau Stol-
tenberg einem eine Entschuldigung.  

Selten findet man eine so ansprechende und 
anregende Mischung, die unmittelbar Lust 
macht auf Bücher, auf Lesen, auf Literatur. 
Und natürlich darauf, auch im nächsten Jahr 
wieder Gast bei dieser wundervollen Veran-
staltung sein zu dürfen.  

Heike Hummelmeier 

Aus der Mitgliedschaft 

Wir begrüßen als neue Mitglieder 
ab Juli 2019: 

Ri’in Dr. Inga Schüttfort 
Ri Yves Holle 
Ri’in Carmen Diener 
VRiLG Dr. Kai-Alexander  

Heeren 
Ri’in Dr. Janine Gissa 
Ri’in Nele Briesemeister 
Ri’inLG Daniela Irion 
VRi’inLG Sabrina Wandel 
Ri’in Marie Kuntz 
Ri’in Dr. Beate Fischer 
Ri Wilm Kirschke 
RiFG Kristian Friedenhagen 

In den Ruhestand getreten sind: 

VRi’inLG Maj Zscherpe 
am 01.07.2019 

Ri’inOLG Elke Steinmetz 
am 01.09.2019 

LOSTA Dr. Ewald Brandt 
am 26.06.2019 

Ri’inAG Birga Betz 
am 07.10.2019 

RiOLG Andreas Rieger 
am 01.11.2019 

Ri’inOLG Britta Schlage 
am 07.11.2019 

Gestorben sind: 

StA Rüdiger Spendel 

† am 21.08.2019 

* am 14.08.1990
Ri’inLG a.D. Gunda Basedow

† am 06.11.2019

* am 04.08.1943

Red. 
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Internationale Justiz-Schlagzeilen 
aus unser Homepage-Rubrik „Justizpresse“ 

(dort Links auf den Volltext) 

Brasilien 

Ex-Generalstaatsanwalt wollte Richter er-
morden (stol 28.9.)  

Bulgarien 

EU-Fortschrittsbericht zu Bulgarien positiv 
(EU 22.10.)

China 

Entwicklung der Bezirksgerichte (China 26.9.)

Peking akzeptiert Rechtsprechung in Hong-
kong nicht (NZZ 19.11.)

EU 

Neuer EU-Justizkommissar soll der Belgier 
Didier Reynders werden (Tagesschau 10.9.)  

Neue EU-Kommission: DAV begrüßt Ressort 
für Justiz und Rechtsstaatlichkeit (Beck 11.9.)

StA ermittelt gegen möglichen EU-
Justizkommissar Reynders wegen Geldwä-
sche (HdlBl 15.9.)

Neuer PräsEuGH ist der bisherige Vizepräsi-
dent van der Woude (juris 30.9.) 

Rumänin Kövesi wird erste Europäische Ge-
neralstaatsanwältin (juris 23.10.)

Kolumbien 

Geflohene kolumbianische Staatsanwältin 
Ardila erhält dank DRB Asyl in EU (DRB 30.10.)

Mexiko 

Ein in den USA angeklagter mexikan. Richter 
wurde in Mexiko festgenommen (ORF 23.11.)

Niederlande 

Vor- und Nachteile einer "effizienten" Justiz 
(DLF 9.10.)

Österreich 

Die Pläne der Parteien im Justizbereich 
(Wiener Zeitung 12.9.)

EuGH: Warum Österreichs Staatsanwälte 
abhängig sein dürfen (lto 9.10.) 

Polen 

EuGH-Generalanwalt sieht in Regelung für 
Disziplinarverfahren keine konkrete Beein-
trächtigung der richterlichen Unabhängigkeit 
(DW 24.9.)

Europ. Richtervereinigung: Unabhängigkeit 
der polnischen Justiz wahren (DRB 1.10.)

EU-Kommission verklagt Polen wegen Mög-
lichkeit zu Disziplinarmaßnahmen wegen 
Urteilsinhalten (DW 10.10.) und wegen Art der 
Auswahl der Gremiumsmitglieder (Welt 10.10.)

Richter weigern sich, Vorladungen der Dis-
ziplinarkammer zu folgen (BR 13.10.) 

Delegation des OLG Koblenz in Polen (RheinZtg
14.10., kostenpfl)

EuGH: Polens Unterscheidung beim Pensi-
onsalter zwischen männl. und weibl. Richtern 
ist unzulässig; ebenso eine Verlängerung der 
Dienstzeit durch den Justizminister ohne 
nachprüfbare Kriterien (europa 5.11.)    

Polen will seine "Justizreformen" fortsetzen 
(FAZ 19.11.)

EuGH: Polnisches Gericht muss Unabhän-
gigkeit der Disziplinarkammer selbst prüfen 
(juris 19.11.) 

Polens Parlament wählt 2 PiS-Hardliner zu 
Richtern am Verfassungsgericht (Beck 22.11.)

Rumänien 

EU-Fortschrittsbericht zu Rumänien negativ 
(EU 22.10.)

Russland 

Breite Kritik an Willkürjustiz (taz 19.9.)

Schweiz 

Volksinitiative zur Losbestimmung von Rich-
tern (bluewin 19.9.)

Bundesrat lehnt Richterwahl per Losverfah-
ren ab (polizei 27.11.)

Slowakei 

Systematische Richterbestechung (tt 26.11.)
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Türkei 

Indoktrinierende Juristenausbildung (taz 17.9.)

Hintergründe der Justizreform (Spiegel 28.10.)

Ungarn 

Ungarn verzichtet auf die Einführung einer 
neuen Verwaltungsgerichtsbarkeit (Spiegel 1.11.)

Wolfgang Hirth

Veranstaltungen 
Derzeit (01.12.19) hat der Kalender mit den 
Veranstaltungen des Richtervereins (Fett-
druck) und mit ausgewählten Veranstaltun-
gen Dritter folgenden Stand. Nähere Infos 
auf unserer Homepage, wo Sie zudem jede 
einzelne Veranstaltung durch einen Klick in 
Ihr Outlook übernehmen können, so dass Sie 
automatisch erinnert werden. Schauen Sie 
auch zwischen den MHR immer wieder in 
unseren Online-Kalender, weil dauernd neue 
Veranstaltungen hinzukommen, die Sie ver-
passen könnten, wenn Sie erst wieder in den 
nächsten MHR-Kalender schauen. 

09.10.19 -17.1. Ausstellg. Marion Zimmer-
mann - "Neuste Ansichten"  GBH

02.12.19 Bücherjournal mit Annemarie 
Stoltenberg  GBH 19:00 

02.12.19 Richterwahl und Politisierung der 
Justiz Ref.: Konrad Duden
MPI, Gerhard-Kegel-Saal  15:00 

02.12.19 -13.12. Mediative Elemente - Vertie-
fung Ref.: Norden/Gabler
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)  09:00

02.12.19 Verfahrensgarantien in Strafverfah-
ren für Kinder Ref.: MD Prof. Schady, RiAG
a.D. (Fortbildungsangebot des DVJJ)

Bezirksamt Altona 10:00 

03.12.19 Richterverein-Vorstandssitzung 
ZJG B007 16:00 

03.12.19 Pensionärstreffen Kunsthalle 15:15 
GBH 17:00 

04.12.19 Missbrauch des Beweisantrags-
rechts Ref.: BABGH Prof. Schneider
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)  09:30 

04.12.19 Supervision Ref.: Barge-Marxen
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)   09:00 

11.12.19 Todesnacht von Stammheim 
Ref.: Stefan Aust (GHJ) OLG 18:00 

13.12.19 Jazz- und Popchor Chor HOME 
GBH 19:00

07.01.20 Justizandacht Hauptkirche St. Michaelis 17:00 

08.01.20 Entwicklungen im Bauvertragsrecht 
Ref.: Prof. Schmeel  
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)  15:00 

15.01.20 Supervision Ref.: Barge-Marxen
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)  09:00 

16.01.20 Gang durch die Hauptverhandlung 
Ref.: BABGH Prof. Schneider   
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)  09:30 

17.01.20 Bierabend des Landgerichts GBH 19:00

17.01.20 Konfliktverteidigung Ref.: StA Artkämper
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)   09:00 

20.01.20 Finanzgerichtstag Köln 

23.01.20 Videovernehmung kindlicher und 
jugendl. Zeugen Ref.: OStA'in Lindemann
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)   09:00 

28.01.20 Richterliche Ethik Ref.: Präs'inSG Kreth
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde) 
Burchardstr. 8 09:00 

29.01.20 -31.1. Verkehrsgerichtstag Goslar 

30.01.20 Hamburgisches Juristenorchester 
spielt Bartholdy, Bach, Schubert;  Laeisz-Halle 20:00 

04.02.20 Die Unabhängigkeit der Staats-
anwaltschaft (?) 
u.a.m. GenStA Fröhlich, RiinOLG Stockinger, VRi-
OLG Lüblinghoff, VRiinLG Hummelmeier
(GenStA) Ludwig-Erhard-Str. 22, Raum 11.24  15:30

11.02.20 -12.2. Souveräner Umgang mit Kon-
fliktsituationen vor Gericht  
Ref.: Gante/Wagner  
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde)   09:00 

15.02.20 Hamburger Juristenball 
Grand Elysée 18:00 

24.02.20 Supervision für Strafrichter Ref.:
Lau/Wende (Fortbildungsveranstaltung der Justizbe-
hörde)   Eckernförde 09:30 

28.02.20 +div. Kollegiale Fallsupervision 13
Gruppen je 4 Termine mit div. Referenten  
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde) 

??.03.20 Mitgliederversammlung des Rich- 
tervereins (Datum wird noch bekanntgegeben)
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20.03.20 -21.3.  Mietgerichtstag  Dortmund 

27.03.20 Sicherheitstraining für Richter 
Ref.: Steinbrück (Fortbildungsveranstaltung der Jus-
tizbehörde)  dojo-Raum der JB 09:00 

01.04.20 -3.4. Richter- und Staatsanwaltstag: 
"Programmiertes Recht – absolute Ge-
rechtigkeit?“  Weimar 

23.04.20 Arbeitsgerichtsverbandsversammlg. 
Bremen 

14.05.20 -15.5. Kleiner Verwaltungsgerichtstag 
Saarbrücken 

15.05.20 -16.5. Baugerichtstag  Hamm

27.05.20 Sicherheitstraining für Richter 2.0 
Ref.: Steinbrück (Fortbildungsveranstaltung der Jus-
tizbehörde)   dojo-Raum der JB 09:00 

12.06.20 Sicherheitstraining für Richter Ref.:
Steinbrück (Fortbildungsveranstaltung der Justizbe-
hörde)   dojo-Raum der JB 09:00 

03.09.20 -6.9.  Jugendgerichtstag Bonn 

16.09.20 -18.9. Dt. Juristentag ua. auch zu Regelungen
für die Besetzung von Richterpositionen, Hamburg 

23.09.20 -25.9. EDV-Gerichtstag Saarbrücken 

25.09.20 Sicherheitstraining für Richter 
Ref.: Steinbrück (Fortbildungsveranstaltung der Jus-
tizbehörde)   dojo-Raum der JB 09:00 

19.11.20 -21.11. Betreuungsgerichtstag Erkner

Wolfgang Hirth 

Jubiläen 2019 
- 2. Halbjahr -

Wir sagen Dank für 

50 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Eintritt: 

Herbert Lange 01.10.1969 

45 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Burkhard Ruhe 01.07.1974 
Rolf Helbert 01.10.1974 

40 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Werner Kuhr 01.07.1979 
Holger Randel 01.07.1979 
Dr. Claus Schröder 01.07.1979 
Dr. Walter Kauffmann 01.08.1979 
Bärbel Pfund 01.08.1979 
Manfred Hapke 26.10.1979 

30 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Hans-Dietrich Rzadtki 01.07.1989 
Christina Blanke-Roeser 01.07.1989 
Michael Perels 01.09.1989 
Britta Schlöpke-Beckmann 01.10.1989 
Claudia Klevesahl 01.11.1989 
Maren Pankoke 01.11.1989 
Dr. Bernd Steinmetz 01.12.1989 
Gisela Bolle-Steinbeck 01.12.1989 
Frank Mittenzwei 01.12.1989 

25 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Martin Rohde 01.07.1994 
Ulrike Sohns-Dorff 01.08.1994 
Dr. Meike Albrecht 01.09.1994 
Dr. Georg Halbach 01.09.1994 
Klaus-Michael Arndt 01.11.1994 

20 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Dr. Katrin Hofer-Bodenburg 01.07.1999 
Thomas Rehling 01.07.1999 
Dr. Conrad-Friedrich Müller-Horn 01.11.1999 

Red. 




